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Deutſchland. 
0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 


55. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 18. Februar. 

10 Uhr. Am Miniſtertiſche: Leonhardt und zahlreiche Commiſſarien. 

Eingegangen iſt vom Handelsminiſter eine Denkſchrift über den Ankauf 
der Homburger Eiſenbahn. $ 

Ohne Debatte erledigt das Haus in dritter e den Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf, betr. die Abänderung der Wegegeſetze im Regierungs⸗Bezirk 
Kaſſel, und tritt dann in die zweite Berathung des Geſetzentwurfes, betr. 
die Competenzconflicte zwiſchen den Gerichten und den Ver: 
walltungs behörden, ein. Nach der Vorlage und den Beſchlüſſen des 
Herrenhauſes ſoll der Gerichtshof zur Entſcheidung der Competenzeonflicte 
aus 11 Mitgliedern beſtehen, don denen 6 dem Oberlandesgerichte Berlin 
angehören müflen, die anderen 5 Mitglieder müſſen zur Bekleidung von 
höheren Verwaltungsämtern befähigt ſein. Der Gerichtshof entſcheidet in 
der Beſetzung von 7 Mitgliedern. Ya 

Nach den Commiſſtonsbeſchlüſſen dagegen ſollen von den 11 Mitgliedern 
des Gerichtshofes der Vorſitzende und 5 Mitglieder dem Oberlandes⸗ 
Gerichte Berlin, 2 Mitglieder dem Oberverwaltungs⸗Gerichte 
entnommen werden; die anderen drei Mitglieder müſſen entweder dem 
Oberverwaltungs⸗Gerichte angehören oder zu böheren Verwal⸗ 
tungsämtern befähigt ſein; von den 7 Mitgliedern, welche zur Entſcheidung 
nothwendig ſind, muß die eee dem Oberlandes⸗Gericht 
Berlin angehören. Ferner ſoll (nach $ 4) der Competenzconflict nur 
in erſter Inſtanz erhoben werden können, und zwar vor der Urtheilsfällung, 
während die Regierung den ee jo lange für zuläſſig erklären 
will, bis ein rechtskräftiges Urtheil feſtſteht. u 

Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Die Regierung iſt davon ausgegangen 
und hat 1 mehr darauf beſchränkt, die Landesgeſetzgebung über die Com⸗ 
petenzcon i 
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icte mit den Normativbeſtimmungen in Einklang zu bringen, 
welche im deutſchen e egeben worden ſind. Die 
Regierung glaubte demgemäß, dieſes Geſetz vorlegen zu ſollen; in der An⸗ 
nahme, daß es leicht das Einverſtändniß der derſchiedenen Factoren der 
Geſetzgebung erlangen würde. Ihre Commiſſion hat ſich auf einen allge⸗ 
meinen Standpunkt geſtellt, und ich glaube, wenn man von ihm ausgeht, 
ſo wird zur Zeit in der letzten Stunde ein Einverſtändniß hergeſtellt werden 
können, denn wenn auch einzelne Anträge der Commiſſion nicht ſchwer⸗ 
wiegend ſind, ſo iſt das doch in Betreff anderer der Fall, dahin rechne ich 
inſonderheit die Beſtimmung im $ 4 über die Zuläſſigkeit des Competenz⸗ 
conflictes. Unter dieſen Umſtänden wird meiner Anſicht nach nichts anderes 
übrig bleiben, als die Sache auf dem Wege der königlichen Verordnung zu 
erledigen und in dieſem Stadium werden die Ausführungen der Commiſſion 
erwogen werden können. Ich befinde mich zur Zeit nicht in der Lage, den 
Anträgen der Commiſſion beizutreten. 

Abg. Dr. Lasker kann der Commiſſion nur ſeinen Dank dafür ab⸗ 
itatten, daß ſie bei der Schwierigkeit der Materie in allen Punkten den 
richtigen Weg gefunden bat und wird deshalb in allen Punkten ihren 
Beſchlüſſen beitreten. — Das Haus genehmigt die Beſchlüſſe der Commiſſion. 

Es folgt die zweite Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend die ge⸗ 
zieh en Verfolgungen wegen Amtshandlungen. Die Com: 
miſſion beantragt, den ganzen Entwurf abzulehnen, und dafür folgendes 
Geſetz anzunehmen: Geſetz, betreffend die Aufhebung des Geſetzes vom 
13. Februar 1854: Einziger Artikel: Das Geſetz vom 13. Februar 1854, 
betreffend die Conflicte bei gerichtlichen Verfolgungen wegen Amts⸗ und 
Dienſthandlungen wird hierdurch aufgehoben. — Für den Fall, daß in 
dieſer Materie eine Einigung zwiſchen Regierung und Landesvertretung 
nicht erreicht wird, iſt in den Reichsjuſtizgeſetzen bekanntlich vorbehalten, 
daß die Sache durch landesherrliche Verordnung geregelt werden kann. 

ſtizminiſter Dr. Leonhardt: In dem 854 f Ihrer Commiſſion iſt 
die Geſchichte des Geſetzes vom 13. 1 1854 ſehr klar und durchſichtig 
entwickelt. Im Reichstage trat das Beſtreben hervor, einen gleichen Ver⸗ 
ſuch, wie den der Commiſſion zu machen, die Regierungen aber, insbeſon⸗ 
dere die preußiſche, widerſetzten ſich dem entſchieden und machten von dem 
Aufgeben dieſes Verſuches die Annehmbarkeit des deutſchen Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetzes abhängig. Die Gründe ‚gegen die nadte Aufhebung find 
damals entwickelt. Nach dem Vorgange im Reichstage werden Sie erklärlich 
7925 Ds auch dieſer Entwurf der Commiſſion für die Regierung unan⸗ 
nehmbar iſt. ; 

Abg. v. Brauchitſch findet es unbegreiflich, daß die Nationalliberalen, 
welche im Reichstage dem Compromiß zugeſtimmt, hier ihre alten Forde⸗ 
rungen wieder aufnehmen. Das Geſetz von 1854 könne nicht ohne Wei⸗ 
teres aufgehoben werden, weil man die Beamten gegen zu eifriges Ein⸗ 
ſchreiten der Staatsanwaltſchaft ſchützen müſſe; die vorgeſetzte Behörde ſei 
bei einer ſolchen Anklage mitbetheiligt und müſſe deshalb Gelegenheit haben, 
die n klar zu legen. Die Beamten der Selbstverwaltung insbe: 
ſondere bedürften dieſes Schutzes gegen frivole Ueberhäufung mit Klagen, 
da ſie ohne ſolchen Schutz ihr Amt aufgeben mußten. 

Abg. Lasker: Wir haben in dem bei den Reichsjuſtizgeſetzen geſchloſſe⸗ 
nen Compromiß nicht die Forderung der Aufhebung des Geſetzes vom 
13. Februar 1854 einfach aufgegeben, ſondern nur der preußiſchen Regie⸗ 
rung das Recht eingeräumt, bei dieſer Aufhebung mitzuwirken; wir ſind 
alſo nicht inconſequent, wenn wir jetzt ein Geſetz fordern, welches die Re⸗ 

ierung ſelbſt ſchon 1861 eingebracht, und durch welches ein unſtreitig 
chlechtes Geſen beſeitigt werden ſoll. Wenn die Regierung, wie in jener 
Vorlage von 1861 auch heute gewiſſe Vorſichtsmaßregeln beim Verfahren 

egen Beamte, beſtehend in der Aſſiſtenz der vorgeſetzten Behörden, ber 
angte, jo würden wir dem zuſtimmen. Aber ein ſolches Bedürfniß Im 
Schutz der Beamten hat ſich bis jetzt nicht herausgeſtellt. Nur in ſehr 
wenigen Fällen iſt von der Erhebung des Competenzconflictes Gebrauch 
emacht: ebenſowenig iſt darüber geklagt worden, daß die Gerichte die 
Beamten in der Ausführung von Amtshandlungen ſehr gehindert hätten. 
In liberalen Kreiſen iſt auch die Anſicht nicht verbreitet, daß die Selbſt⸗ 
derwaltungsbeamten nach Beſeitigung des Geſetzes von 1854 ihr Amt 
niederlegen müßten. Sollten die conſervativen Beamten dieſer Anſicht ſein 
und ihr Amt zu Gunſten der liberalen niederlegen, jo wäre dies ein wei: 
terer Vortheil des Commiſſionsbeſchluſſes. (Heiterkeit) Schon durch das 
Reichsſtrafgeſeßbuch iſt den Gerichten die Entſcheidung der Frage, ob der 
Beamte feine Befugniſſe überſchritten, inſofern übertragen, als der Wiver: 
ſtand gegen unbefugte Maßregeln ſtraflos bleibt. Ich glaube, daß die Ge: 
richte dieſe Frage auch fernerhin fo objectiv entſcheiden werden, wie bisher. 
Das Geſetz von 1854 aber enthalt das ſchlimmſte Mißtrauensvotum gegen 
die Richter und einen Eingriff in die Juſtiz. Dieſer Blüthe der reackio⸗ 
nären Zeit können wir nicht das Diplom erneuern, indem wir es, wenn 
auch etwas gemildert, fortbeitehen laſſen. Ich bitte Sie deshalb um An⸗ 
nahme des ae e 7 a 

Miniſter Leonhardt: Die Zahl der vorgekommenen Conflictsfälle ift 
nicht ſo minimal; es ſind in den Jahren 1854 bis 1878 deren 399 geweſen. 
— Unzweifelbaft bleibt am 1. October 1879 das Geſetz von 1854 mit den⸗ 
jenigen Veränderungen beſtehen, welche der 8 11 des Ein brungsacich 
zum deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz borſchreibt. Ob Sie aljo den Beſchlu 
ſaſſen, die Regierung möge den vorliegenden Entwurf annehmen oder nicht 
annehmen, kommt auf eines heraus (Heiterkeit). Nur würde bei Ablehnung 
des Regiexungsentwurfs das im Geſetze von 1854 vorgeſchriebene Verfahren, 
bei Annahme deſſelben aber das . f beim Oberderwaſtungsgericht 
eingefübrte Verfahren Platz greifen. Im Reichstage war man zweifelhaft, 
ob bei dem Oberverwalkungsgerichte, welches durch den erwähnten § 11 als 
entſcheidende Behörde eingeſetzt wurde, auch das vor dieſem in andern 
Sachen übliche Verfahren zu beobachten ſei. Die Abgg. Miquel und Lasker 
wünſchten dies; die Regierung hat alſo mit dem Geſetzentwurf ihrem Wunſche 


Rechnung getragen. b 

Abg. Laster: Ich habe der Regierung keinen Vorwurf machen wollen. 
Wenn auch die Annahme oder Verwerfung der Negierungsvorlage keinen 
rechtlichen Effect hat, jo iſt 12 doch bei nicht gleichgiltig. Es werden 
Zeiten lommen, in denen die Regierung mehr auf die Wünſche dieſes Hauſes 
wird Rückſicht nehmen müſſen, als das jetzt geſchieht. 
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das Geſetz beſeitigen, ſo iſt es von politiſchem Werthe, wenn wir heute gegen 
ſeine Fortdauer proteſtirt haben. Die bisher vorgekommenen Fälle des 
Competenzconflicts betreffen meiſt Ueberſchreitungen des Züchtigungsrechts 
durch Lehrer, aber keine Amtsüberſchreitung durch einen Selbſtverwaltungs⸗ 
beamten. Welchen Erfolg die Erhebung des Conflicts in den 399 Fällen 
ehabt, theilt der Miniſter nicht mit; iſt den Beamten aber damit wirklich 

o ſehr gedient geweſen, ſo iſt das beſtehende Geſetz noch viel ſchädlicher, 
als ich glaubte. 

Miniſter Leonhardt: Die Regierung verlangt ja nicht, daß Sie das 
alte Recht beſtätigen, ſondern nur, daß Sie es verbeſſern: dafür ſollten Sie 
ihr dankbar ſein. 

„In der weiteren Discuſion werden die von den Vorrednern für und 
wider den Commiſſionsbeſchluß angeführten Gründe wiederholt. Die Abgg. 
Windthorſt (Bielefeld) und Bachem, ſowie der Referent Schütt ver⸗ 
theidigen den Commiſſionsbeſchluß. Der erſtere charakteriſirt den Wider⸗ 
ſpruch zwiſchen dem gegen Reichs⸗ und gegen preußiſche Beamten vorge⸗ 
ſchriehenen Verfahren durch Exemplification auf den Fürſten Bismarck. der 
als Reichskanzler wegen Eingriffe in das Privatrecht dor jedem preußiſchen 
und deutſchen Gericht belangt werden könne: dagegen nicht als preußiſcher 
Miniſterpräſident. In ihm verkörpere ſich der ganze Unſinn des betreffen⸗ 
den r Pon ſtvegt 4 

Der Präſident: Der Ausdruck Unſinn, angewendet auf beſtehende 
Geſetze, durfte wohl nicht paſſiren. x 

Die Abgg. v. Uechtritz⸗Steinkirch und v. Rauchhaupt bekämpfen 
den Commiſſionsbeſchluß. Letzterer meint, die nationale Partei opfere rein 
eines Princips wegen das öffentliche und mündliche Verfahren, welches der 
Regierungsentwurf garantireé. 

„Das Haus tritt mit großer Majorität dem Antrage feiner Commiſſion 
bei; gegen den einzigen Paragraphen ſtimmen außer den Conſervativen 
1 1 Nationalliberale (u. A. Löwenſtein) und der Abg. Hofmann 

iegnitz). 

In Bezug auf die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens in der Zeit 
vom 1. Januar 1877 bis zum 31. März 1878 wird der Staatsſchulden⸗ 
Commiſſion auf Antrag des Abg. v. Benda Dcecharge ertheilt und ihr 
30. Bericht für erledigt erklärt. f ER 

Der Bericht über die Verwaltung des Hinterlegungsfonds für 1878, die 
Nachweiſungen über die Aufforſtung von Ländereien und das Verzeichniß 
der wiſſenſchaftlichen Publicationen des geodätiſchen Inſtituts werden durch 
Kenntnißnahme für erledigt erklärt. 

Zu dem vom Herrenhauſe in veränderter Faſſung zurückgekommenen 
Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Reorganijation der drei vormals 
ſächſiſchen Stifter Merſeburg, Naumburg und Zeitz, liegen 
mehrere Anträge vor. Die Abgeordneten Eberty und Genoſſen bean⸗ 
tragen die Wiederherſtellung der Beſchlüſſe des Hauſes, welche die Auf: 
hebung der Stifter bezwecken und für die drei Stifter eine Stiftsverwal⸗ 
tung einrichten wollen; das den Stiftern zuſtehende Recht der Beſetzung 
von Lebrerſtellen ſoll auf den Staat übergehen, die Beſetzung der geiſtlichen 
und anderen Stellen ſoll durch Gemeindewahl erfolgen. \ 

Die Abgg. Schmidt (Sagan) und Wagener (Straliund) haben einen 
ma t errang zwiſchen den Beſchlüſſen beider Hauſer eingebracht, 
welcher die Capitel durch Stiftsverwaltungen erſetzen, dagegen das Präjen: 
tations⸗ und Berufungsrecht hinſichtlich kirchlicher und Schulſtellen dem 
Staat übertragen will. 

Außerdem liegt noch ein Antrag des Abg. von Rauch haupt vor, der 
ſich nur auf das Präſentationsrecht für Kirchen⸗ und Schulſtellen bezieht 
und dieſes dem Staat übertragen will. f i 

Abg. Schmidt (Sagan): Ich habe bereits früher darauf hingewieſen, 
daß mir das allzu ſtarre Feſthalten des Hauſes an Commiſſionsbeſchlüſſen 
nicht genügend motivirt erſcheint und eine Verſtändigung mit dem Herren⸗ 
baufe unmöglich macht. Auch im Herrenhauſe iſt der Verſuch gemacht wor: 
den, eine Verſtändigung herbeizuführen, aber leider hat dort die Maſorität 
in ſchroffer Weiſe dieſen Verſuch vereitelt. Dieſe Haltung legt uns die 
Pflicht auf, nicht in die gleichen Fehler zu verfallen und don dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkt aus haben wir unſere Anträge geſtellt, mit denen wir durchaus 
dem 1 Mane NEE vorjährigen Commiſſion gerolgt find. Auch die Ne: 
gierung kann ſie annehmen und will dann das Herrenhaus widerſtreben 
und ſie ablehnen, ſo mag es allein die Verantwortung dafür tragen. 

Abg. v. Rauchhaupt: Die linke Seite des Hauſes bekundet bei dieſer 
Frage einen gewiſſen Doctrinarismus. Daß das Herrenhaus ſich ſein Prä⸗ 
ſentationsrecht wahren will, iſt wohl begreiflich. Vom ethetiſch⸗kirchlichen 
Standpunkt aus kann man allerdings die Aufhebung der Domcapitel nur 
gutheißen, aber ich glaube, daß dieſer hier gar nicht in Betracht kommt, da 
dieſe Seite außerhalb unſerer Competenz liegt. Bezüglich der Patronats⸗ 
frage ſchließt ſich das Amendement Schmidt (Sagan dem unſeren an und 
ich empfehle deshalb ſeine Annahme. } 

Abg. Eberty weiſt darauf hin, daß in ſtaats⸗ und lirchenrechtlicher 
Hinſicht der Aufhebung der Domcapitel nichts im Wege ſtände, und daß 
die Regierung die Frage, ob das Haus über ihre Aufhebung beſchließen 
könne, zu Gunſten des Hauſes entſchieden habe. Er empfiehlt deshalb, die 
Ves der Commiſſion aufrecht zu erhalten. 

eg.⸗Commiſſar Geh. Rath Luca nus erklärt, daß der Antrag Schmidt 
un keine Ausſicht auf Annahme ſeitens der Regierung babe. 

ei der Abſtimmung wird der Antrag Ebert mit 146 gegen 129 Stim⸗ 
men angenommen. Dieſes Ergebniß beranlaßt den Miniſter des Innern 
Graf zu Eulenburg, dem Hauſe anheim zu geben, von der weiteren Be⸗ 
rathung des Geſetzes Abſtand zu nehmen. 5 a 

Schluß 1 Uhr. Nächſte Sitzung Mittwoch 10 Uhr. (Dritte Berathung 
der heute erledigten Juſtizgeſetze, Landesculturrentenbanken, Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaften, Univerſitätsgerichtsbarkeit.) 


Herrenhaus. 15. Sitzung vom 18. Februar. 


11 Uhr. Am Miniſtertiſche: Falk, Graf zu Eulenburg, Maybach und 
mehrere Commiſſarien. N} : 

„Erſter Gegenſtand der Tagesordnung ift der Bericht der Gewerbe⸗Com⸗ 
miſſion über den Geſetzentwurf, betreffend die Heſſiſche Brandver⸗ 
ſicherungsanſtalt in Kaſſel. l 

Referent Dr. Weigel empfiehlt die Vorlage in der Faſſung des Ab: 
1 und wünſcht nur für § 1 eine formell etwas veränderte 

aſſung. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg wendet ſich hauptſächlich 
gegen die Beſtimmung, daß zur Aenderung des Reglements drei Viertheile 
aller Stimmen des Communallandtages erforderlich ſein ſollen. Die Re⸗ 
gierung werde erwägen, ob ſie den Beſchlüſſen der Commiſſion zuſtim⸗ 
men könne. N l - 5 e 

v. Knebel⸗Döberitz beantragt durch Streichung dieſer Beſtimmung di 
Regierungsvorlage wiederherzuſtellen. 

ie Vorlage wird nach den Vorſchlägen der Commiſſion angenommen. 

Die Petition des Gemeindelirchenraths der Parochie Brieſt⸗Fredersdorf, 
betreffend anderweite Regelung des Aemterkirchenfonds, beantragt der Be⸗ 
richterſtatter v. Knebel⸗Döberitz der Staatsregierung mit dem wieder⸗ 
holten Erſuchen um endliche Erledigung der lange ſchwebenden Sache und 
in der Erwartung 8 überweiſen, daß das bereits in der Bearbeitung be⸗ 

Kifene bezügliche Geſetz jedenfalls der nächſten Provinzial⸗Synode vorge: 
egt werde. 5 

Der Antrag wird, nachdem ſich der Regierungscommiſſar Geheime Rath 
Beinert in dieſem Sinne ausgeſprochen, angenommen. 
Die Petition des Grafen vom Hagen und Genoſſen, betreffend die Be⸗ 
aufſichtigung des Unterrichts⸗ und Erziehungsweſens beantragt der Bericht⸗ 
erſtatter v. e ee a. im Paſſus ad 1, welcher lautet: 
„daß das Recht des evangeliſchen Volkes auf epangeliſchen Unterricht und 
Erziehung ſeiner Kinder in den evangeliſchen Schulen anerkannt und gr 
ſichert werde“, der Staatsregierung zur Erwägung zu überweiſen; b. über 
den Paſſus ad 2, welcher lautet: „daß die Schulauſſicht über die Volks⸗ 
ſchule den Yeinliben wieder zurückgegeben und nur denen genommen werde, 
die ſich zu derſelben ungeſchickt oder in der Ausübung derſelben untreu er⸗ 
wieſen haben“, zur Tagesordnung überzugehen. 


Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag einmal, Montag 


agen dreimal erſcheint. 


Mittwoch, den 19. Februar 1879. 


v. Kleiſt⸗Retzom beantragt, auch den Paſſus ad 2 der Regierung zur 
Erwägung zu überweiſen. 

Graf v. d. Schulenburg⸗Angern unterſtützt den Antrag v. Kleiſt⸗ 
Retzow und wünſcht in dem Paſſus ad 2 die Worte „wieder zurück⸗ 
gegeben und“ 0 

v. Kleiſt⸗Retzow: Die Petition geht aus von 7000 Evangeliſchen der 
Provinz Sachſen, der Wiege der Reformation. Man kann die betrübenden 
Exceſſe der Socialdemokratie nicht außer Connex ſtellen mit der Volksſchule. 
Die Geſetzgebung der letzten Jahre hat auf das Verhältniß der Schule zur 
Kirche einen verwirrenden Einfluß geübt. Die Schule gehört nicht allein 
dem Staate, ſondern zuerſt der Familie und erſt dann der Kirche und dem 
Staate gemeinſam. Die Kirche hat in Betreff der Schule das Teſtament 
ihres göttlichen Stifters zu erfüllen, das lautet: Weidet meine Lämmer. 
Eine Kirche, die ſich das nehmen läßt, iſt untreu, und ein Staat, der das 
bezweckt, gräbt ſich ſelbſt ſein Grab. Durch die Inſtructionen des Miniſters 
veranlaßt, wenden ſich die Volksſchullehrer mehr der Pflege der Realien zu, 
und dadurch leidet der Religionsunterricht. Durch die Entfernung der geiſt⸗ 
lichen Schulaufſicht hat die frühere Demuth der Lehrer, die doch ſehr erfor⸗ 
derlich iſt, gelitten. Früher ahmten die Lehrer den geiſtlichen Schulinſpec⸗ 
toren nach, jetzt den weltlichen, welche Bier trinken, tanzen und Karten 
ſpielen. Ich bin überzeugt, daß jetzt die Lehrerkreiſe noch viel unzufriedener 
mit der Schulleitung, als zur Zeit der Regulative. Wir kommen der con⸗ 
feſſionsloſen Schule immer näher. Wir haben aber die confeſſionelle Schule 
in unſerer hiſtoriſchen Entwickelung und in unſeren Geſetzen, namentlich im 
Landrechte. Jetzt aber übt man durch die Staatsunterſtützung eine Preſſion 
auf die evangeliſchen Gemeinden aus, daß ſie Juden und Katholiken auf⸗ 
nehmen müſſen. Iſt das geſchehen, dann werden ſie von den letzteren 
tyranniſirt, weil dann in der Schule nichts gelehrt und geſagt werden darf, 
woran letztere Anſtoß nehmen. In Holland hat der Miniſter die Lehre von 
der Unſterblichkeit der Seele für Contrebande in der confeſſionsloſen Volks⸗ 
ſchule erklart. Das ſind die Erfahrungen. Es handelt ſich um den Schutz 
der Kinder, die der Schatz der Armen ſind, und um die Erfüllung des kaiſer⸗ 
lichen Wortes, daß die Religion dem Volke erhalten werden muß. Deshalb 
nehmen Sie meinen Antrag an. 

Cultusminiſter Falk: Ich habe in meiner pielbeſprochenen Rede im 
Abgeordnetenhauſe die hohe Bedeutung der Religion für die Volksſchule 
und der Anlehnung des Religionsunterrichts an das Lebensbild des Hei⸗ 
landes in ganz ähnlichen Ausdrücken hervorgehoben, wie heute der Vor⸗ 
redner. Ich bleibe auch heute bei meinen früheren Ausführungen ſtehen 
und ihre genaue Prüfung wird deren Richtigkeit jedem darlegen. Die 
materiellen Aufbeſſerungen der Lehrer haben allerdings nicht die Zufrieden⸗ 


zweimal, an den übrigen 


beit derſelben in dem Maße gehoben, wie ich wohl gehofft hatte. Die vor: 


liegende Petition verlangt Aenderungen im Wege der Geſetzgebung. Ihr 
erſter Punkt iſt ſo allgemein gehalten, daß über das Petitum an ſich wohl 
kaum viele Leute verſchiedener Meinung ſein werden. Die Parallele mit 
Holland iſt eine vollkommen ungerechte, dort iſt die Religion ganz aus der 
Schule heraus und auf den Privatunterricht verwieſen, während bei uns 


in den paritätiſchen Schulen für den Religionsunterricht aller Confeſſionen 


in der Schule durch Lehrer der betreffenden Confeſſionen geſorgt ſein muß. 
Glauben Sie, daß durch die Ueberweiſung einer Petition, wie der vorliegen⸗ 
den, der Regierung neues Material gegeben wird? Ueberweiſen Sie mir 
lieber die Rede des Herrn v. Kleiſt! (Heiterkeit. ) - 

In der Provinz Sachſen beſteht leine einzige paritätiſche Schule; die 
Petenten kennen alſo das Inſtitut gar nicht, über das ſie ſich ſo bitter be⸗ 
klagen. Auch in Pommern beſindet ſich nur im Regierungsbezirk Cöslin 
eine einzige mit einem evangeliſchen und einem katholiſchen Lehrer. Von 
33,285 preußiſchen Volksſchulen ſind 32,843 confeſſionell im engſten Sinne 
des Wortes, paritätiſch ſind 442, wovon ſchon 60 vor meinem Amtsantritt 
b⸗ſtanden. Alſo 98,85 Procent aller Schulen find confeſſionell, und nur 
1,15 Procent ſind paritätiſch. Von allen Lehrern wirken 96,4 Procent an 
confeſſionellen Schulen und nur 3,6 Procent an paritätiſchen. Wenige 
Fälle ſind in Bezug auf die letzteren zu meiner Kenntniß gekommen, in 
denen ſie ſich tactlos benommen haben, und ſtets iſt dann meinerſeits 
ſtrenge Remedur eingetreten. Auch bin ich Anträgen auf Gründung neuer 
paritätiſcher Schulen gegenüber ſehr peni bel. Ein Antrag auf Aenderung 
des Schulaufſichtsgeſetzes iſt bei der Staatsregierung vollſtändig ausſichts⸗ 
los. Auch giebt es mancherlei Fälle, wo den Geiſtlichen die Schulauſſicht 
genommen werden muß, ohne daß ſie ſich ungeſchickt oder untreu erwieſen 
bätten, z. B. wenn ſie in offene Oppoſition zur Staatsregierung oder in 
offenen Antagonismus mit den Lehrern treten und ſo das Gedeihen der 
Schule gefährden. Phyſiſch ſchon kann ein Geiſtlicher im Nebenamt nicht 
jo viel für die Schule leiſten, wie ein beſonders dazu beſtellter Schule 
Wange Deshalb bitte ich, über die ganze Petition zur Tagesordnung 
überzugehen. 

Nachdem Graf von Kraſſow in die Klagen des Herrn Kleiſt⸗Retzow 
eingeſtimmt hat, ſtellt v. Rath den Antrag, über beide Punkte der Petition 
zur Tagesordnung überzugehen. 

In namentlicher Abſtimmung wird der Antrag v. Rath mit 48 gegen 
42 Stimmen abgelehnt und der Commiſſionsantrag ad I der Petition 
angenommen, dagegen ad II der Commiſſionsantrag und ſodann in 
namentlicher Abſtimmung mit 48 gegen 41 Stimmen, der Antrag v. d. 
Schulenburg abgelehnt. Es folgt der mündliche Bericht der Commiſſion 
für Eiſenbahn⸗Angelegenheiten über den Geſetzentwurf, betreffend die 
Deckung der erforderlichen Mehrkoſten für den Bau der 
Bahnen von der Reichsgrenze bei Sierk über Trier und 
Koblenz unter feſter e des Rheins nach Ober⸗ 
lahnſtein zum Anſchluß an die Lahnbahn und von Godelheim 
reſp. Ottbergen nach Northeim. _ . 5 

Auf den Antrag des Referenten Dietze wird die Vorlage unverändert 
in der Faſſung des Abgeordnetenhauſes angenommen. Denſelben An⸗ 
trag ſtellt v. Voß in Bezug auf den Geſetzentwurf, betreffend die Er⸗ 
weiterung der durch das Geſetz vom 20. April 1869 für das 
e einer Eiſenbahn von Finnentrop über Olpe 
nach Rothe⸗Mühle im Biggethale übernommenen Zinsgarantie, 
während v. Behr⸗Schmoldow deſſen Ablehnung beantragt. 

Um 4% Uhr vertagt ſich das Haus bis Mittwoch 11 Uhr. (Etat; 
Miniſterreſſortgeſetz; kleinere Vorlagen; die heute abgebrochene Debatte wird 
Donnerstag fortgeſetzt werden.) 


0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 
4. Sitzung vom 18. Februar. 

1% Ubr. Am Tiſche des Bundesrathes Hofmann, v. Bülow, Friedberg 
u. A. Der Abg. Fritzſche mit ſechs ſeiner Fractionsgenoſſen iſt auf ſeinem 
Platz. Die Tribünen uind überfüllt. i f 

Durch ein Schreiben des Reichskanzlers wird dem Reichstage die Er⸗ 
nennung des preußiſchen Miniſters des Innern Grafen zu Eulenburg zum 
Bevollmächtigten zum Bundesrat) und des Unterſtaatsſeeretärs Bitter zum 
Stellvertreter deſſelben mitgetheilt. Eingegangen tt die 7. Denlſchrift über 
die Ausführung der Münzgeſetzgebung und eine Nachweiſung der Einnahmen 
und Ausgaben der Wahlconſuln des Reichs für 1878. 33 

Das Haus hat heute zunächſt ſeinen zweiten Vicepräſidenten zu 


wählen. Es werden 222 Stimmzettel abgegeben, darunter 54 unbeſchriebene 


(vom Centrum), es bleiben 168 giltige Stimmen, abſolute Majorität 85. 
Davon haben erhalten Fürſt Hohenlohe⸗Langenburg 82, Lucius 79, Hänel 
6, v. Frankenſtein 1. Bei der engeren Wahl, die nothwendig iſt, coneur⸗ 
riren ſämmtliche 5 Abgeordnete, und ihr Reſultat iſt folgendes: von 216 
abgegebenen Stimmzetteln ſind 29 unbeſchrieben, 1 ungiltig, bleiben 188 
gilüge Stimmen, abſolute Majorität 95, davon haben erhalten Fürſt 
Hobenlohe-Langenburg 106, Lucius 79, von Frankenſtein 1, Hänel 2. 
Fürſt Hohenlohe iſt ſomit gewählt und wird, da er nicht in Berlin ans 
weſend iſt, telegraphiſch befragt werden, ob er die Wahl anzunehmen ge⸗ 
neigt iſt. Man hofft, daß dies der Fall ſein wird und eine bewährte Kraft 
dem Bureau des Reichstags erhalten bleibt. Für ihn haben die National⸗ 
liberalen und Fortſchrittspartei, beim zweiten Wahlgang wohl auch ein⸗ 
zelne Mitglieder des Centrums geſtimmt. Zu r 5 werden 
auf den Antrag v. Frankenſtein's durch Acclamation gewählt die Abgg. 


„ 


le 


Graf Kleiſt, d. Minnlgerode, Tbild, Blum, Epſoldt, Weigek Bernards und Arbeit eine ebenſo große Bezablung erbält, eine Ausgleichung würde n 


von Soden. Zu Quäſtoren ernennt 
b. Sorcabe de iair und v. Puttkamer 
des Fürſten Hohenlohe eingegangen iſt, wird Se. 
durch die Geſchäftsordnung vorgeſchriebene Mittheilung von der erfolgten Con⸗ 
ſtituirung des Reichstags gemacht werden. 105 E 
Zunächſt erfüllt Präfivent von Forckenbeck und mit ihm der Reichstag 
die Pflicht, der Mitglieder zu gedenken, die er ſeit dem Schluß der Herbſt⸗ 
ſeſſion durch den Tod verlsren hat, don Bonin, Bürgers, v. Jagow und 
b. Bärenſprung (geſtorben 16. d. M.) und ihr Andenken in der üblichen 
Weiſe zu ehren. Sodann verlieſt er eine Reihe von Urlaubsgeſuchen, wie 
ſie in dieſer Ausdehnung wohl niemals im Reichstage vorgetragen worden 
iſt, weil noch niemals die Colliſion mit den Landtagen gleichzeitig eine ſo 
vielfache war: der bairiſche, würtembergiſche, braunſchweigiſche Landtag tagen 
noch ſämmtlich, abgeſehen vom preußiſchen. 2 

Nach ſeiner Tagesordnung ſollte der SE nunmehr den Antrag auf 
ſtrafrechtliche Verfolgung und Verhaftung des Abg. Fritzſche berathen; da 
aber im Laufe der heutigen Sitzung ein völlig identiſcher Antrag bezüglich 
des Abg. Haſſelmann eingegangen iſt, ſo empfiehlt es ſich, beide Anträge 
zugleich in der nächſten Sitzung zu disculiren und heute nur noch in die 
erſte Beratbung des Entwurfs einer Gebührenordnung für Rechts- 
anwälte einzutreten. 5 A a 

Staatsſecretär Friedberg: Der Geſetzentwurf ſchließt ſich in ſeinen 
Grundlagen der von Ihnen im vorigen Jahre feſtgeſtellten Rechtsanwalts⸗ 
ordnung, in ſeinen Principien und in den Einzelheiten dem im Vorjahre 
von Ihnen angenommenen Geſetzentwurfe über die Gerichtskoſten an. Die 
Schwierigkeiten, die ſich dem e Entwurf entgegenſtellten, waren 
viel geringer, weil der größte Theil derſelben ſchon in dem Gerichtskoſten⸗ 
geſetz überwunden war. Sie werden jedoch bei Ihren Berathungen die 
gu e, wie die Thätigkeit der Rechtsanwälte in den Gebühren genügend 

elohnt wird, noch immer ſchwierig genug finden. Es war dabei einerſeits 
die Gefahr zu vermeiden, die Gebühren zu hoch zu greifen und damit den 
Proceß ſo zu vertheuern, daß er möglicherweiſe den Gerichtseingeſeſſenen 
eine allzugroße Laſt würde; andererſeits durften fie nicht zu niedrig ge: 
halten werden, um nicht die wirthſchaftliche Lage der Rechtsanwälte und 
damit die Rechtspflege ſelbſt zu gefährden. Das Verdienſt, dieſe beiden Ab⸗ 
wege vermieden zu haben, iſt das der Männer aus dem Advocatenſtande, 
die aus allen Theilen Deutſchlands zu dieſer geſetzgebenden Vorarbeit 
berufen waren. Ich muß das um ſo dankbarer erwähnen, 
überall die pecunjären Intereſſen gegenüber der Forderung einer guten 
Rechtspflege zurücktreten ließen. Man hat nun ſelbſt aus den Kreiſen 
der Advocaten vielfach die Klage erhoben, die Gebühren ſeien zu 
gering bemeſſen und die wirthſchaftliche Lage der Anwälte werde durch 
dieſe Hebübrenordnun gefährdet werden. Es hat auch nicht an Rathſchlägen 
zur Abhilfe gefehlt: 10 ſollten z. B. die Gebühren der Gerichte auf die 
Hälfte herabgeſetzt und die andere Hälfte den Advocatengebühren zugelegt 
werden, das Mittel it allerdings einfach; ich fürchte aber in feiner Einfach⸗ 
heit zu draſtiſch. Man hat auch das Giundprincip des Geſetzentwurfes, 
neben der Möglichkeit freier Vereinbarung feſte Pauſchgebühren einzuführen, 
angefochten und behauptet, man hätte die einfache Selbſttaxirung einführen 
müſſen, als denjenigen Standpunkt, welcher der Würde der Advocatur ent⸗ 
ſprechend ſein würde. Die verbündeten Regierungen ſind auf dieſen Vor⸗ 
ſchlag ue ac in der Erwägung nicht eingegangen, daß damit doch ein 
ſehr ſcharfer Bruch mit der ganzen Vergangenheit auf dieſem Gebiete und 
dem Gange der Entwickelung der Sache in Deutſchland geſchehen würde 
und man glaubte, die große Schwierigkeit, welche die Vervollſtändigun 
unſeres Rechtslebens in dieſem Jahre noch überwinden muß, nicht noch 
durch dieſe Neuerungen erhöhen zu ſollen. Ich ſchließe meine einleitenden 
Bemerkungen in der Annahme, daß das Haus dieſes Geſetz ebenſo wie feiner 
Zeit das Gerichtskoſtengeſetz in eine Commiſſion zur Vorberathung ver⸗ 
weiſen wird. Es iſt damals gelungen, dieſen ſchwierigen Geſetzentwurf aus 
jener Commiſſion in einer Form hervorgeben zu laſſen, daß er bier die An⸗ 
nahme en bloc fand und ich hoffe, daß es ebenſo mit dem hier vorliegen⸗ 
den Entwurf gefheben wird. (Beifall.) 5 ne 

Abg. Wolffſon: Wir find hier bei einer Materie, deren einheitliche 
Regelung zu den bedenllichſten Conſequenzen unſerer neuen Juſtizverfaſſung 
gehört. Bedenklich nenne ich dieſe Conſequenz nicht deshalb, weil ich daran 
irgend einen Zweifel hätte, daß die Frage einbeitlich geregelt werden muß. 

Die Höbe der Koſten iſt ein fo weſentliches Moment, daß alle Einheit der 

Geſeßgebung geradezu nur auf dem Papier ſtehen würde, wollten wir in 
dieſer Beziehung die gegenwärtigen Verſchiedenheiten in Deutſchland bei⸗ 
behalten. Aber es handelt ſich hier auch um die Erwerbsfähigkeit der An⸗ 
wälte, und wenn Sie erwägen, daß die deutſchen Anwälte in den ver⸗ 
ſchiedenen Landestbeilen in den verſchiedenſten Lebensverhältniſſen ſtehen, 
daß die Bureaukoſten u. ſ. w. ſich nach ganz verſchiedenem Maßſtabe regeln, 
ſo hat es nutürlich ganz außerordentliche Schwierigkeiten, eine einbeitliche 
Grundlage zu finden, auf der allen berechtigten Auſprüchen genügt werden 
kann. Der Stand der Anwälte iſt für die Rechtspflege, ja, man kann ſagen 
für die Moral ein ſo außerordentlich wichtiger, ſeine Einflüſſe ſind ſo be⸗ 
deutend, daß es keine größere Gefahr giebt, als die, ein Proletariat inner⸗ 
balb der Rechtsanwaltſchaft zu erziehen. Die neuen Verhältniſſe werden 
ſchon an ſich der gegenwärtigen Generation der Anwälte ſchwere Opfer auf⸗ 
erlegen, bis ſich das Verhältniß zwiſchen der Größe des Erwerbs und der 
Zahl der Bewerber einigermaßen geregelt hat. Umſomehr werden wir mit 
größter Sorgfalt die Frage zu erwägen haben, ob die Sätze, die in der 
Vorlage vorgeſchlagen And, wirklich ausreichen. Es iſt außerordentlich ſchwer, 
einen Vergleſch zwiſchen dem vorgeſchlagenen Syſtem und den jetzt in den 
einzelnen Ländern beſtehenden Syſtemen zu ziehen; nur für Preußen iſt ver 
Vergleich leichter, und die Regierungsvorlage hat in ihren Motiven auch 
ausgeführt, daß die Sätze im Allgemeinen eine mäßige Erhöhung des Ein⸗ 
kommens der preußiſchen Anwälte herbeiführen werden. 

Das ſcheint ein fehr beruhigendes Zeugniß zu fein, iſt es aber in Wahr: 
heit nicht; denn die Verhältniſſe werden ſich weſentlich anders geſtalten, als 
ſie gegenwärtig in Preußen ſind. Ich will nicht darauf hinweiſen, daß 
natürlich durch die freie Advocatur die Zahl der Bewerber um die Anwalt⸗ 
Kid ſich vermehren und daß dadurch der Erwerb der einzelnen geringer 

ein wird; man wird mit Recht erwidern: die Taxe kann ſich nicht nach der 
Zahl der Bewerber richten, ſondern die Zahl der 1 muß ſich richten 
nach dem, was die Taxe einträgt. Unter der Herrſchaft der Civilprozeß⸗ 
ordnung wird es unmöglich ſein, ein ſolch maſſiges Material zu bewältigen, 
wie es der einzelne Rechtsanwalt unter der preußiſchen Gerichtsordnung 
konnte; das iſt ein Vorzug, denn es kommt nicht blos auf die Erledigung 
der Sachen an, ſondern auf die Art und Weiſe der Erledigung. Jetzt muß 
ſich der Anwalt in die Sache vertiefen; dieſen Unterſchied muß man ſehr 
hoch anſchlagen. Da es in der vorliegenden Taxe nur auf die mittleren 
Sätze ankommt, muß vor allen Dingen geprüft werden: ſind dieſe mittleren 
Sätze angemeſſen? Die Frage der Gelbſiſchazun iſt niemals in dem Sinne 
aufgefaßt, daß der Anwalt in ſouveräner Weise ſeinen Parteien die Höhe 
des Honorars dictiren kann, ſondern ſtets unter dem Vorbehalt einer Ef: 
mäßigung durch den Vorſtand der Anwaltskammer oder durch die Gerichte. 
Ich mache für eine ideale Gebühren⸗Ordnung eine Unterſcheidung zwiſchen 
der mehr formalen, mechaniſchen eee und der mehr geiſtigen, welche in 
der Vertretung der Parteiintereſſen li Die erſtere Gattung läßt ſich 


Ben v. Fordkenbeck die Abgg. 
Frauſtad). Sobald, die Antwort 


iegt. 
mehr nach der Schablone behandeln, der Preis derſelben läßt ſich firiren. 
Anders liegt die Sache bei der zweiten Art; hier kann die Sache große oder 
geringe Schwierigkeiten bieten, der Anwalt kann gute oder ſchlechte Arbeit 
iefern, die Vorherbeſtimmung eines feſten Satzes muß in zahlloſen Fällen 
Ungerechtigkeiten enthalten. Man hat ſich bei der Grundlage der Gebühren⸗ 
Ordnung für das ee Pauſchſyſtem entſchieden, welches die Gebühren 
nach der Höhe des Gegenſtandes feſtſetzt. 

Nach dieſem Syſtem läßt ſich eine einheitliche Ordnung der Gebühren⸗ 
taxe zur Zeit für Deutſchland allein einrichten. Will man die einzelne 
Arbeit nach ihrem Werthe ſchätzen, ſo dürfte ſich ein einheitlicher Maßſtab 
für ganz Deutſchland ſchwer ßuden laſſen; das Pauſchſyſtem enthält eine 
Beſteuerung der Prozeßführenden je nach der Höhe des Intereſſes, welches 
ſie an dem Prozeß haben; denn nicht das Maß der Arbeit wird bezahlt, 
ſondern der Durchſchnitt; der Eine bezahlt zu viel, der Andere zu wenig. 
Solches Syſtem ſoll nicht weiter ausgedehnt werden, wo nicht die Nathwen⸗ 
digkeit zwingt; eine ſolche Nothbwendigkeit iſt aber vorhanden, weil die Frage 
entſchieden werden muß, was die unterliegende Partei der ſiegenden an 

Koſten zu bezablen hat; da muß eine feſte Taxe maßgebend ſein, zumal ja 
die beſſere Arbeit des Gegners der unterliegenden Partei nicht zum Vor⸗ 
theil gereicht. Aber ganz anders liegt die Sache, wenn es ſich um das 
Verhältniß des Anwalts zu feiner eigenen Partei handelt: hier iſt es das 
Intereſſe der Partei, daß der Anwalt ſich in die Sache mit dem größten 

leiße vertieft und andererſeits, dem Manne ihres ſpeciellen Vertrauens die 

ache zu übertragen. Wenn man immerhin ſagen kanu, die Verſchieden⸗ 
artigkeit der Sachen gleiche das aus, wenn man einen mittleren Satz an⸗ 
nimmt, Ph mag das für die Geſammtheit aller Prozeſſe richtig ſein, es ift 
aber nicht richtig für die Thätigkeit eines einzelnen Anwalts, denn es iſt 
ein ſehr geringer Troſt für denjenigen Anwalt, der für ſeine große Arbeit 
eine geringe Bezahlung bekommt, daß ſein Nachbar nebenan für eine kleine 


Sc. Majſeſtät dem Kaiſer die] vorragenden, fleißigen, kenntnißreichen Anwälte werden gerade 


als ſie. 


ſtattenden, wern man von vornherein annehmen könnte, daß man die 
Arbeiten gleichmäßig vertheilt. Nun ſtellt ſich aber die Sache fo PN be 
\ „ f ; . geſucht ſein 
für die ſchwierigeren Sachen, für die leichteren wird man ſich mit den minder⸗ 
fleißigen und minder kenntnißreichen Anwälten behelfen, möglicherweiſe 
kön nen ſich im Laufe der Zeit 2 Klaſſen von Anwälten ausſcheiden, wo die 
eine das Glück hat, die ganze Thätigkeit auf Eintreibung von ſchlechten Schulden 
zu beſchränken und jo eine große Einnahme hat, während die andere bei 
großer Anſtrengung an geiſtiger Thätigkeit und großem Fleiß viel ſchlechter 
geſtellt iſt. Man ſoll auch dem Anwalt nicht den Anreiz geben, daß es ihm 
05 lieber iſt, leichte und wenig Arbeit erfordernde Gegenſtände zu über⸗ 
nehmen. 

Wenn man berückſichtigt, daß diejenige Partei, welche ſich mit dem ein⸗ 
zelnen Anwalt nicht verſtändigen kann über das, was ſie ihm zu vergüten 
hat, ſich vom Gericht einen Anwalt zutheilen laſſen kann, der nach der 
Taxe und ohne Vereinbarung zu arbeiten verpflichtet iſt, ſo iſt überall kein 
Grund vorhanden, der freien Vereinbarung zwiſchen Partei und Anwalt 
irgend welche Schranken zu ziehen, wie es in dieſer Vorlage geſchehen iſt. 
Dieſelbe verlangt zunächſt bei der Vereinbarung eine feſte Summe oder 
eine nach objectiven Merkmalen ceiſthch Wera zweifache oder dreifache 
Taxe, ſie verlangt ferner eine ſchriftliche Verabredung, weil ohne ſie die 
Partei an die Vereinbarung nicht gebunden ſein ſoll, und fie unterwirft 
drittens eine deb das Intereſſe der Partei verletzende Vereinbarung 
der Cognition des Vorſtandes der Anwaltskammern oder einer Moderirung 
durch die Gerichte. In der letzteren Beziehung bin ich vollkommen einver⸗ 
ſtanden, aber die beiden erſten Punkte ſcheinen in keiner Weiſe gerecht⸗ 
fertigt zu fein. — — Die Vorlage hat unter Anderem zwei Beſorgniſſe: 
ſie fürchtet, daß die Anwälte bei nicht ſchriftlicher Vereinbarung ſehr häufig 
in unangenehme Proceſſe über ihre eigenen Honorare kommen können. 
Aber kein Stand iſt weniger geneigt, mit ſeinen Ae e 
die Richter zu bebelligen, als der Anwaltſtand. Alſo dieſe Beſorgniß iſt 
eine theoretiſche, keine praktiihe. Will man aber die Rückſicht auf das 
Zartgefühl in Betracht ziehen, ſo frage ich, welche Situation iſt die 
delicatere? Angenommen, eine Partei kommt zum Anwalt in einem Pro: 
ceſſe, deſſen Umfang zur Zeit nicht zu berechnen iſt, ſo muß der Anwalt 
nach den Vorſchlägen der Vorlage der Partei ſagen: ich kann nicht 
wiſſen, ob ich im Stande bin, das volle Maß der Arbeit, welche deine 
Sache erfordert, dir gegen eine andere Entſchädigung zu liefern, als die⸗ 
jenige, welche die Taxe giebt; ſchreibe mir alſo einen Zettel auf, daß du mir 
die 2: oder Zmalige Taxe bezahlen willſt. Oder nehmen wir einen anderen 
Fall an: der Anwalt, der in einer ſolchen Situation iſt, ſagt zur Partei: 
da ich nicht in der Lage bin, im Voraus zu ſagen, welchen Umfang der 
Arbeit der Prozeß verurſachen wird, ſo mußt du mir das Vertrauen 
ſchenken, nach der Taxe zu arbeiten, wenn ſich die Arbeit als eine gewöhn⸗ 
liche ausweiſt, oder, wenn ich in der Lage ſein ſollte, über die Taxe hinaus 
zu berechnen, das gelegentlich nach dem Maße der Arbeit zu thun. Sollte 
ich hierin doch Unrecht thun, ſo bleibt dir das Mittel, dich an den Vorſtand 
der Anwaltskammern oder an die Gerichte zu wenden, um meinen zu hohen 
Anſatz zu ermäßigen. > 

Glauben Sie nicht, wenn ſchon das Reden über das Honorar im voraus 
erforderlich iſt, wenn ſchon eine Vereinbarung zwiſchen Partei und Anwalt 
ſtattfinden ſoll, daß dann dieſe letztere Art und Weiſe der Würde des An⸗ 
waltsſtandes und dem ganzen Verhältniß außerordentlich viel angemeſſener 
ift, als die erſte? Das wünſche ich 
Ich wünſche, daß die Tare abſolut maßgebend bleibt für den Gegner, daß 
ſie aber eine ſubſidiare Maßregel bleibt für das Verhältniß zwiſchen Partei 
und Anwalt, und bier nur dann maßgebend iſt, wenn eine andere Ver⸗ 
ſtändigung nicht zu Stande kommt; daß die Möglichkeit einer Verſtändigung 
ferner in den freieſten Formen gegeben werde, und vor Allem, daß die 
Schriftlichkeit, welche auf einem mit dem in unſeren Proceßgeſetzen dem An⸗ 
walt geſchenkten Vertrauen fabelbaft contraſtirenden Mißtrauen beruht, 
aus dieſem Geſetze herausgebracht wird. Sie iſt eine Beſchränkung, der 
die ſchlechten Elemente ſehr leicht Herr zu werden im Stande ſein werden, 
die aber für die guten Elemente gerade die Sache abſolut unmöglich machen 
kann. Ich ſchlage vor, dieſe Vorlage, deren Prüfung im Einzelnen dem 
vollen Hauſe unmöglich ſein wird, einer Commiſſion von 21 Mitgliedern 
zu überweiſen. 

Abg. Thilo glaubt, daß eine Commiſſion von 14 Mitgliedern aus⸗ 
reichen werde. Man babe mit der Commiſſion von 21 Mitgliedern bei dem 
Gerichtskoſtengeſetz die Erfahrung gemacht, daß dieſe Zahl zu groß je 
außerdem ſeien ja auch die verſchiedenen jetzt geltenden Geſetze nicht ſo ſehr 
in Betracht zu ziehen, wie bei dem Gerichtskoſtengeſetz; denn für die Rechts⸗ 
anwaltsgebühren habe man in dem Gerichtskoſtengeſez einen Anhalt. Be⸗ 
ſonders ſolle die Commiſſton darauf ſehen, daß durch übermäßig bohe Ge: 
bühren für Rechtsanwälte nicht De Rechtspflege vertheuert werde. 

Abg. Bähr (faſſel) hält doch eine Commiſſion von 21 Mitgliedern für 
zweckmäßiger und empfiehlt der Commiſſion namentlich die Frage zu prüfen, 
fein il weit ein freier Vertrag der Partei mit dem Anwalt zuläſſig 
ein ſolle. 

Abg. Witte ſpricht ſich ebenfalls für eine Commiſſion von 21 Mitglie⸗ 
dern aus 

Das 
gliedern. 

Schluß 4% Uhr. ‚Nähte Sitzung Mittwoch 1 Uhr. (Berathung der 
Anträge auf Verhaftung der Abgg. Fritzſche und Haſſelmann; Deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſcher Handelsvertrag.) 


Berlin, 18. Februar. [Amtliches.] Se. Majeſtät der Kaiſer hat den 
Unterſtaatsſeeretär Bitter zum Vorſitzenden der auf Grund des § 26 des 
Geſetzes gegen die gemeingefährlihen Beſtrehungen der Socialdemokratie 
vom 21. October 1878 gebildeten Reichscommiſſion ernannt. 

Se. Majeſtät der König hat dem General⸗Superintendenten Dr. Büchel 
zu Berlin den Stern zum Rothen Adler⸗Orden zweiter Klaſſe mit Eichen⸗ 
laub; dem Friedensrichter, e t zu Rheinbach, den Rothen 
Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der öleife: dem Pfarrer Zarnack zu 
Schreplow im Kreiſe Oſtpriegniz den Rothen Adler⸗Orden vierter Alaſſe; 
ſowie dem Kaſernen⸗Inſpector a. D. Hötzſch zu Torgau, bisher zu Magde⸗ 
burg, den Königlichen Kronen⸗Orden vierter Klaſſe verliehen. 

Se. Majeſtät der König hat den Oberſt a. D. v. Maſſow, Inbaber 
der Militäx⸗Intendantenſtelle VII. Armee⸗Corps, zum Militär⸗Intendanten, 
ſowie die Oberſt⸗Lieutenants a. D. Marcard, Vorſtand der Intendantur 
der 20. Diviſion, Schultze, Mitglied der Corps⸗Intendantur XV. Armee: 
corps, Goldmann, Major der Corps⸗Intendantur VIII. Armee: 
Corps, die Majors a. D. Bergau, Mitglied der Corps⸗Intendantur IX. 
Armee⸗Corps, Klemm, Vorſtand der Intendantur der 6. Diviſion, Weber, 
Mitglied der Corps⸗Intendantur VII. Armee⸗Corps, v. Keßlern, Mitglied 
der Corps⸗Intendantur XIV. Armee⸗Corps, Löbbeck, Vorſtand der Inten⸗ 
dantur der 29. Diviſion, Dilthey, Vorſtand der Intendantur der 3. Di⸗ 
viſion, v. Windiſch, Vorſtand der Intendantur der 15. Diviſion, die 
Hauptleute a. D. Guyet, Mitglied der Corps⸗Intendantur X. Armee: 
Corps, Zaabel, Mitglied der Corps⸗Intendantur VIII. Armee⸗Corps, den 
Hauptmann der Landwehr⸗Fuß⸗Artillerie, Anders, Vorſtand der Inten⸗ 
dantur der 2. Diviſion, und den Hauptmann a. D. Hoffmann, Vorſtand 
der Intendantur der 16. Diviſion, zu Militär⸗Intendantur⸗Räthen ernannt. 
Se. Majeſtät der König hat dem Rendanten der Theater⸗Hauptlaſſe 
hierſelbſt, Rechnungs⸗Rath Maaß, den Charakter als Geheimer Rechnungs: 
Rath verliehen. g 1 
Der Oberförſter Tido w zu fra iſt auf die durch den Tod des Ober⸗ 
förſters Boden erledigte Oberförſterſtelle zu Mollenfelde in der Provinz Han⸗ 
nover verſetzt worden, u. DER 

Der Stadtrichter Emil Krüger in Berlin iſt zum Rechtsanwalt bei dem 
Kreisgericht in Halberſtadt und zugleich zum Notar im Departement des 
Appellationsgerichts daſelbſt mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Halber⸗ 
ſtadt ernannt worden. 

Der Hauptmann a. D. Scheuren, Mitglied der Corps⸗Intendantur 
IV. Armee⸗Corps, der Hauptmann der Landwehr⸗Infanterie Gebſer, Bor: 
ſtand der Intendantur der 28. Diviſion, die Hauptleute a. D. Stein von 
Kamienski, Vorſtand der Intendantur der 12. Diviſion, Fleiſchfreſſer, 
Vorſtand der Intendantur der 4. Diviſion, Jung, Mitglied der Corps⸗ 
Intendantur V. Armee Corps, und die Premier⸗Lieutenants der Landwehr⸗ 
Infanterie Duncker Mitglied der Corps⸗Jutendantur XIV. Armee⸗Corps, 
und Hertramph, Mitglied der Corps⸗Intendantur IV. Armee⸗Corps, find 
zu etatsmäßigen Militär⸗Intendantur⸗Aſſeſſoren ernannt worden. 


Berlin, 18. Febr. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
nahm heute Vormittag in Gegenwart des commandirenden Generals 
des Garde⸗Corps, General⸗Oberſten Prinzen Auguſt von Würtemberg, 
Königliche Hoheit, des Gouverneurs Generals der Infanterie von 
Boyen, und des Commandanten General⸗Majors Grafen von War⸗ 
tensleben militäriſche Meldungen entgegen, hörte die Vorträge des 
Polizei⸗Präſidenten von Madal und des Chefs des Militär⸗Cabinets, 


ur] General⸗Majors von Albedyll, und empfing um 1% Uhr den 


an dieſem Geſetz geändert zu feben., 


Haus überweiſt den Entwurf einer Commiſſion von 21 Mit⸗ 


Ob 
Präſidenten, Staatsmin Dr. Achenbach. 1 
IIhre Maſeſtät die Katferin-Königin] beſuchte geſtern die 
Kaiſerin⸗Auguſta⸗Stiftung in Charlottenburg und erſchien Abends in 
der muſikaliſchen Soirée des Oberſt⸗Kämmerers Grafen Redern. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz! 
nahm geſtern Vormittag die perſoͤnlichen Meldungen der General⸗ 
Majore von Maſſow und von Loos, Commandeure der 24. bezw. 
37. Infanterie⸗Brigade, ſowie des Oberſt⸗Lieutenants von Bockelmann, 
Commandeurs des 8. Weſtfäliſchen Infanterie-Regiments Nr. 57, ent⸗ 
gegen und empfing gegen 12% Uhr den Ober-Präfidenten der Rhein⸗ 
provinz, von Bardeleben. (Reichsanz.) 

= Berlin, 18. Febr. [Affaire Haſſelmann. — Antrag 
Rickert. — Der zweite Vicepräſident des Reichstages. — 
Interpellation wegen der Peſt.— Geſchäftliche Behand: 
lung des Berichtes der Tabaks-Enquete⸗Commiſſion.] Die 
große Anzahl von Zuhörern, welche die Tribünen des Reichötages 
heute in Erwartung der Verhandlung über die vom Staatsanwalte 
beantragte Verhaftung des Abg. Fritzſche überfüllt hatten, ſahen ſich 
in ihren Erwartungen getäuſcht. Es iſt ein zweites gleichlautendes 
Schreiben der Staatsanwaltſchaft mit dem gleichen Antrage in Bezug 
auf den Abg. Haſſelmann eingegangen und es ſoll deshalb morgen 
über beide Anträge gemeinſam verhandelt werden. Es liegt nun ein 
von dem Abg. Rickert (Danzig) und Genoſſen eingebrachter Antrag 
vor, welcher lautet: Der Reichstag wolle beſchließen: 

1) Die beantragte Genehmigung zur ſtrafrechtlichen Verfolgung und zur 
Verhaftung des Reichstagsabgeordneten Fritzſche zu verſagen; 2) gleich⸗ 
zeitig zu erklären: daß der Reichstag mit dem § 28 des Geſetzes vom 
21. ee 1878 nicht den Sinn verbunden hat, daß ein Mitglied des 
Reichstages durch eine polizeiliche Ausweiſung in feiner verfaſſungsmäßigen 
Obliegenheit, an den Verhandlungen des Reichstages Theil zu nehmen, ges 
hindert werden dürfe. 

Für den erſten Theil des Antrages, welcher die Verſagung der 
Verhaftung betrifft, wird ſich zweifellos eine ſehr große Majorität 
finden. Die Declaration des § 28 des Soclaliſtengeſetzes möchte in⸗ 
deſſen wohl nicht die Unterſtützung der Rechten finden, es bleibt daher 
fraglich, ob dafür eine Majorität zu gewinnen ſein wird. Uebrigens 
wohnten die Abgg. Fritzſche und Haſſelmann der heutigen Reichstagsſizung 
bei, und es erweiſt ſich alſo das Gerücht von der Verhaftung des erſteren, 
welches allerdings geſtern verbreitet war, als irrthümlich. Auch an eine 
Abreiſe von Berlin haben die von Polizeimaßregeln bedrohten Ab⸗ 
geordneten, wie man hört, nicht gedacht. Uebrigens find mit Aus⸗ 
nahme Bebel's ſämmtliche ſocialdemokratiſche Abgeordnete im Reichstage 
anweſend. — Man iſt ſehr geſpannt darauf, ob der Fürſt Hohenlohe: 
Langenburg die Wiederwahl zum zweiten Vicepräſidenten des Reichs⸗ 
tages annehmen wird. Direct gegen ihn haben nur die Mitglieder 
der Reichspartei, welcher er felber angehört, geſtimmt, weil dleſe die 
Wahl des Abg. Dr. Lucius durchſetzen wollten. Dies war, wie man 
hört, auch der Grund, der den Fürſten veranlaßt hat, die Wahl ans 
fänglich abzulehnen. Die weißen Zettel hat das Centrum abgegeben. 
— Es ſteht jetzt feſt, daß die Interpellation wegen der Peſtepidemie 
in Rußland nicht eher eingebracht werden wird, als bis die Regierung 
Nachrichten über die Erfolge der von ihr entſendeten Expedition er⸗ 
halten hat. Die Interpellation wird folgenden Wortlaut haben: 

„Wird die Reichsregierung dem Reichstage Mittheilung machen über die 
gegenwärtige Verbreitung der Peſt, über die bisher ergriffenen oder noch zu 
eee e zur Verhütung einer Einſchleppung der Seuche nach 

eutſchland?“ 

Als Interpellanten werden fungiren die Abgg. Dr. Thilenius, 
Dr. Mendel und Dr. Löwe. — Ueber die geſchäftliche Behandlung 
des Berichtes der Tabaks⸗Enquste⸗Commiſſion find widerſprechende 
Nachrichten verbreitet worden. In Wahrheit liegt die Angelegenheit 
wie folgt: die Bundesrathsausſchüſſe für Zoll und Steuer und Handel 
und Verkehr haben es veranlaßt, daß das preußiſche Finanzminiſterium 
die Ausarbeitung eines betreffenden Entwurfes in die Hand genom⸗ 
men hat. Es verlautet, daß bei der vorzuſchlagenden Gewichtsſteuer 
die Frage der Contingentirung noch offen gehalten iſt. Man glaubt, 
daß bei einer event. niedrigen Beſteuerung des inländiſchen Tabaks 
die Contingentirung beliebt, bei einer höheren aber nicht vorgeſchlagen 
werden möchte. 

O Berlin, 18. Febr. [Miniſter⸗Conſeil. — Die Ber: 
ſetzung Achenbachs. — Tarifreviſions-Commiſſion. — 
Abänderung der Wechſelſtempelſteuer. — Zur Unter: 
bringung verwahrloſter Kinder. — Von der Kriegs: 
marine] Heute um 1% Uhr trat das Staatsminiſterium zu einer 
Sitzung im Reichstagsgebäude zuſammen. Wahrſcheinlich iſt bei dieſer 
Gelegenheit Beſchluß gefaßt worden über den bevorſtehenden Schluß 
der Landtagsſeſſion und deſſen Modalitäten. — Die Berufung des 
Oberpräſidenten Achenbach von Danzig nach Potsdam iſt eine That⸗ 
ſache. Die Candidatur Achenbach's war von vornherein in den 
Vordergrund getreten, da er ſelbſt ſeine Verſetzung dringend wünſchte 
und da ihm bei dem Austritt aus der Stellung des Handelsminiſters 
Zuſagen gemacht waren in Bezug auf Berückſichtigung bei etwa ein⸗ 
tretenden Erledigungen anderer Poſten. Der König ſelbſt hat ſich für 
die Erfüllung des Wunſches des Herrn Achenbach intereſſirt. — Im 
Anſchluß an unſere Mittheilung in voriger Woche, daß im Laufe 
dieſer Woche die Tarifreviſions⸗Commiſſion Sitzungen abhalten werde, 
iſt zu melden, daß dieſe Sitzungen geſtern und heute ſtattgefunden 
haben. — In der Sitzunz des Bundesrathes vom 15. Februar 
hat derſelbe ſich mit dem Antrag des dritten Ausſchuſſes einverſtanden 
erklärt, betreffend die Abänderung des Geſetzes vom 10. Juni 1869 
über die Wechſelſtempelſteuer. Es beträgt danach künftig die Stempel⸗ 
abgabe bei einer Summe von 200 M. und weniger 10 Pf., bet 
einer Summe von 200—400 M. 20 Pf. und bei jedem Mehr von 
200 M. 10 Pf. mehr bis zum Betrag von 1000 M. Von jedem 
Mehr von 1000 M. beträgt die Abgabe 50 Pf. mehr, dergeſtalt daß 
jedes angefangene Tauſend für voll gerechnet wird. Der Evangeliſche 
Ober⸗Kirchenrath hat auf Erſuchen des Miniſters des Innern an die 
Gonfiftorien der älteren Provinzen ein Circular erlaſſen, betreffend das 
Geſetz vom 13. März über die Unterbringung verwahrloſter Kinder. 
Der Oberkirchenrath entſpricht dem Erſuchen des Miniſters, die Pfarr⸗ 
geiſtlichen auf die Bedeutung des Geſetzes aufmerkſam zu machen, in⸗ 
dem er die Conſiſtorien veranlaßt, die Geistlichen ihres Aufſichtskreiſes 
davon zu verſtändigen. Der Ober⸗Kirchenrath ſpricht die Erwartung 
aus, daß die Geiſtlichen Alles, was in ihren Kräften ſteht, thun 
und jede Gelegenheit ergreifen werden, um die heilſamen Zwecke 
des erwähnten Geſetzes zu fördern. In dieſer Vorausſetzung 
wird von einer beſonderen Anordnung Abſtand genommen; es 
wird erwartet, daß die Geiſtlichen in der Lage fein werden, 
den Behörden behilflich zu ſein bei der Ermittelung von Familien, 
welche ſich zur Aufnahme verwahrloſter Kinder eignen, ſowie bei der 
Ueberwachung der betreffenden Familienpflege. Ins Beſondere werden 
die aus der Zwangserziehung entlaſſenen Kinder denjenigen Geiſt⸗ 
lichen empfohlen, in deren Gemeinden ſolche Kinder ein Unterkommen 
gefunden haben. Auch hofft der Ober⸗Kirchenrath, daß die Geiſtlichen 
nicht unterlaſſen werden, in den Paſtoralconferenzen ſich über die 
geeigneten Mittel wirkſamer Hilfsleiſtung zu verſtändigen. Der Mi⸗ 
niſter des Innern hat ſeinerſeits nunmehr durch einen Erlaß an die 
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Oberpröſdenten das Giecular des Ober-Kirchenralhe zu Kenmniniß ge-]d 
bracht und hervorgehoben, daß die Mithilfe der Geistlichkeit für die 


erſprleßliche Ausführung des Geſetzes vom 13. Marz v. J. als 
weſentlicher Factor anzuſehen iſt. Es ſollen deshalb die Behörden 
den Geiſtlichen Gelegenheit geben, ihr Intereſſe an der Fürſorge für 
die verwahrloſten Kinder zu bethätigen. — Nach der Seitens der 
Admiralität aufgeſtellten Nachweiſung über die in der erſten Hälfte 
des Februar auf Reiſen befindlichen Schiffe und Fahrzeuge befanden 
ſich Kanonenboot „Albatroß“ in Apia, „Ariadne“ desgleichen, „Bis⸗ 
marck“ in Montevideo, Kanonenboot „Komet“ in Smyrna, „Cyelop“ 
in Tientſin, „Freya“ beabſichtigte nach Anlaufen der Inſel Formoſa 
ihre Reiſe nach dem Norden fortzuſetzen, „Hanſa“ iſt nach La Guayra 
in See gegangen, „Leipzig“ nach Yokohama, „Luiſe“ geht nach 
Bombay, „Nymphe“ nach La Guayra via St. Vincent, „Pom⸗ 
merania“ befindet ſich in Konſtantinopel, „Prinz Adalbert“ in Val⸗ 
paraiſo, „Wolf“ in Singapore. 


Oeſterrei ch. 

Wien, 18. Febr. [Abgeordnetenhaus.] Miniſterpräſident v. Stre⸗ 
mayr macht Mittheilung von der Ernennung des neuen Cabinets und gab 
darauf folgende Erklärung ab: In Folge des wiederholten Anſuchens des bis⸗ 
herigen Cabinets um Entlaſſung ſeien ſeit einem Jahre mehrfache Verſuche zur 
Neubildung eines Cabinets gemacht worden. Wenn dieſelben erfolglos ge⸗ 
blieben. liege der Grund daran, daß zu den großen Schwierigkeiten der allge: 
meinen politiſchen Lage jept noch der Umſtand getreten ſei, daß die geſetz⸗ 
liche Funktionsdauer des Hauſes noch in dieſem Jahre zu Ende gehe und 
daß daher jede Regierung ihr neues Programm erſt vor einem neu gewäbl⸗ 
ien und bis dahin noch gar e de Abgeordnetenhauſe zu ver⸗ 
treten haben würde. Dieſe Verhältniſſe beſtimmten auch die Stellung der 
gegenwärtigen Regierung, ſie habe weder ein zukünftiges Programm, noch 
eine neue . Action zu verkünden, 2 zunächſt dafür zu ſorgen, 
daß in den parlamentariſchen Geſchäften keine Unterbrechung eintrete, daß 
der Uebergang der er smäßigen Functionen auf das neue Ab: 
geordnetenhaus ſich ohne Störung vollziehe und daß die Verwal⸗ 
tung in gewiſſenhafter Objectivität mit feſter Hand geführt werde. Einer 
Darlegung der maßgebenden Prinzipien bei Erfüllung dieſer Aufgaben be⸗ 
dürfe es nicht, da die bisherigen Mitglieder des Cabinets in einer 
ſiebenjährigen Vergangenheit Gelegenheit gehabt hätten, dieſe Prin⸗ 
ch durch eine b 


1 


eſchädi 
an ihre ſtaatsmänniſche Einſicht und an 15 Gaterlandaliebe, welche in und 
außer dieſem 92 775 alle Volksſtämme und alle Parteien im Reiche zu ge⸗ 
meinſamer erſprießlicher Thätigkeit aufruft. (Beifall.) Hierauf begann das 
Haus mit der Erledigung ſeiner Tagesordnung. 
Frankreich. 

Paris, 16. Febr. [Der langwierige Proceß, ] welchen die Erben 

Napoleon III. auf den Rath des Herrn Rouher gegen den franzöſiſchen 


1 angeſtrengt haben, um eine Reihe von Anſprüchen der ehemaligen: 


aiſerlichen Civilliſte, welche „ der Republik beſtritt, durchzu⸗ 
etzen, iſt von dem 3 er Civilgericht in erſter Inſtanz entſchieden 
worden. Es handelt ſich hauptſächlich um folgende Objecte: 1) die in dem 

chloß von Fontainebleau verwahrte aus der Plünderung des Sommer⸗ 
palaſtes von Peking herrührende Sammlung von chineſiſchen Erzeugniſſen; 
2) das Erträgniß der kaiferlichen Manufacturen, welches in demſelben am 
4. September zurückgeblieben war; 3) die e im Louvre, früher in 
Pierrefonds, aufgeſtellte Sammlung von Waffen und Rüſtungen; 4) die in 
dem Inventar der ehemaligen Civillifte aufgeführten Gemälde, Büften, Statuen 
und ſonſtigen Bildwerke; 5) die Gemälde und Sculpturen, welche Portraits 
oder perſönliche Erinnerungen der kaiſerlichen Familie darſtellen; 6) Erſatz 
der zur Verſchönerung des Lagers von Chalons ausgeführten Zelt⸗ und 
Holzbauten. Der Fiscus ließ von dieſen Forderungen nur die zum Privat⸗ 
beſiz der kaiſerlichen Familie gehörenden Möbel, Bildwerke, Waffen und 
ſonſtigen Gegenſtände zu, ohne auch für dieſe einen beſonderen Erſatz 
für die infolge der Kriegsereigniſſe eingetretenen Beſchädigungen an⸗ 
zuerkennen. 95 alles Uebrige berief er ſich auf den Artikel 6 des Senatus⸗ 
conſults von 1852, alſo auf die eigene Geſetzgebung des Kaiſerreichs, wonach 
jeder in den Schlöſſern und Gebäuden der Krone aufbewahrte Kunſt⸗ 
gegenſtand von Rechts wegen dem Staat gehört. Die Anwalte der kaiſer⸗ 
lichen Familie, die Herren Grandperret und Buſſon⸗Billault, wollten 
hiergegen 1 machen, daß die chineſiſchen und ſiameſiſchen Geſchirre, 
ſowie die Waffen und Rüſtungen von Pierrefonds keine „Kunſtgegenſtände“, 


ſondern nur Curioſitäten wären. Auf dieſe ſubtile Unterſcheidung ging, M 


wie man ſich denken kann, das Gericht nicht ein; doch gewährte es den 
Klägern immer noch mehr, als der Advocat, Victor Lefranc, im Namen 


des de e zulaſſen wollte. Die Erben Napoleons III. erhalten] Sch 


danach: Das Privatmobiliar der kaiſerlichen Schlöſſer in ſeinem gegen⸗ 
1 Zuſtande gegen eine von ihnen zu leiſtende Entſchädigung von 
706, Fres. für die in der Zeit von 1852 bis 1870 vernichteten oder 
das e Stücke, ferner die erweislich aus den Mitteln der Civillifte für 
das Privateigenthum der kaiſerlichen fag erworbenen Gemälde, Büſten 
und Marmorwerke, endlich die eben 

Civilliſte angeſchafften oder erzeugten Kunſtgegenſtände von Beaupais, 
Sevres und die Gobelins. Die Sammlungen don Pierrefondg und Fon⸗ 
tainebleau ſollen hingegen Eigenthum des Staates verbleiben. Die in 
dieſem Urtheil der Witte und dem Sohn Napoleons III. zuerkannten 
Objecte haben nach beiläufiger Schätzung einen Geſammtwerth von 4 bis 
5 Millionen Fres.; in den dem Prozeſſe vorangegangenen n 
mit der de des Herrn Thiers und des Marſchalls Mae Mahon 
SR de 75 eine ihm angebotene Entſchädigung von 7 bis 8 Mill. 

res. abgelehnt. 
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ſtarke Schwefel: Quellen, 5 zu Heilzwecken dienen, 5 Ban: 98 
unde in 36, 


leicht e neh Tiefe bereits durch neun 
age nachgewieſene Vorkommen bei 


altige, ausgedebnte Schwefellagerſtätte geſchloſſen werden 
darf, welche einen lohnenden Bergbau verſpricht und 1 0 als eine neue Fund⸗ 


alls auf Rechnung der ehemaligen] Sch 


ie Verbreitung des Sch . 
dung e Karten und Gebirgsprofile nachgewieſen. 

err Profeſſor von Laſaulx ſpricht über ſeine Beobachtungen in den 
Schwefelgruben Sieiliens und über einige neue Geſichtspunkte für 
die Entſtehung des Schwefels, die ſich aus der Parageneſis der in den 
. der ſchwefelführenden Schichten vorkommenden Mineralien 
ergeben. } > i 

Derſelbe legt ein neues Mineral vor, das er am Monte Calvario 
bei Biancavilla am Etna gefunden hat, den Szab bit, den Profeſſor Koch 
neuerdings vom Aranyer⸗Berg in Siebenbürgen beſchrieben hat. Daſſelbe 
Mineral fand der . auch auf Stücken eines Augitandeſites aus 
dem Mont Dore in der Sammlung des Herrn Profeſſor Gonnard zu Lyon. 
Er beſpricht ferner die Kryſtallformen des ausgezeichnet ſchönen Eiſen⸗ 
glanzes von Biancavilla. Dieſelben ſind meiſt Zwillinge, einmal 
tafelfürmige Zwillings⸗Verwachſungen nach dem Geſetze: Zwillingsachſe die 
Normale zum Protoprisma, dann aber auch ſolche, von h. pyramidalem 
Habitus nach dem ſelteneren Geſetze: Zwillingsachſe die Normale zur Fläche 
des Grundrhomboöders. u 

Der Vortragende legt der Geſellſchaft dann ein Präparat der von den 
Herren Fouqu é und Michel Levy in Paris neuerdings künſtlich dargeſtellten 
Feldſpath⸗Kryſtallen (Labradorit) vor, das er der Güte der genannten 
33 verdankt. Es gelang dieſen ausgezeichneten Forſchern nicht nur die künſt⸗ 
liche Darſtellung verſchiedener Feldſpathe, ſondern auch die vollkommener 
Geſteine, die ſich von den natürlichen Laven kaum unterſcheiden laſſen. 
Auch gelang denſelben die Darſtellung des Lencit und Nephelin. Sie er: 
halten die Kryſtalle der verſchiedenen Mineralien oder Mineralgemenge, 
indem fie die den Miſchungs⸗Verhältniſſen entſprechenden Mengen der 
chemiſchen Subſtanzen zuſammen in einem Tiegel ſchmelzen und die Schmelze 
48—72 Stunden in einem Schlöſing'ſchen Ofen in einer dem Schmelzpunkte 
ganz naheliegenden Temperatur erhalten. Die große Leichtigkeit, mit der 
die Mineralien der vulkaniſchen Geſteine auf dieſe Weiſe erhalten werden, 
it eine natürliche Erklärung ihres verbreiteten Vorkommens. Die ſchöne 
Entdeckung der beiden Forſcher iſt eine der wichtigſten für die Geſteins lehre; 
es wird hierdurch ein neues Gebiet zum Studium der geologiſch ſo außer⸗ 
ordentlich 1 1 Geſteinsgeneſis eröffnet. 

Schließlich legt der Vortragende mit dem Ausdrucke des Dankes den 
Geologisk Atlas öfyer Dauemora Grufvor af A. E. Törnebohm in Stock⸗ 
holm vor, den ihm der Verfaſſer freundlichſt überreicht hat. Derſelbe giebt, 
mit einer geologiſchen er vereinigt, in einer Reihe von Karten 
und Profilen, eine äußerſt ſorgfältige und werthvolle Darſtellung der Ver: 
hältniſſe der intereſſanten Magnetei ee von Dannemora. 

Herr Geheimer e rof. Pr. Roemer legte vor und erläuterte 
Cart a geologica de Portugal levantada pelos Eugenheiros Chefe 


* 


che adjuncto de 5% Secco da Direcrao geral dos trabalhos geodesicos 


Carlo Ribeiro e Joaquim Filippe Nery Delgado, Encarregados dos 
estudos geologicos. Dieſe im Auftrage des Staates hergeſtellte und ver⸗ 
öffentlichte Karte bringt zum erſten Male die fehr mannigfaltigen geologiſchen 
Verhältniſſe von Portugal in einem großen Geſammtbilde zur Darſtellung. 
Bisher war nur die unvollſtändige e auf der Carte géologique 
de Espagne et du Portugal par M. M. E. de Verneuil et E. Collomb 
vorhanden. Die Karte berubt auf den vieljährigen forgfältigen Arbeiten von 
C. Ribeiro und J. F. N. Delgado, welche darin einen rühmlichen Abſchluß 
gefunden haben. Der Maßſtab von 1: 500,000 läßt die Karte freilich 
immer nur als eine geologiſche Ueberſichtskarte und nicht als eine Special: 
karte, wie wir ſie für einzelne Theile von Deutſchland, England und Frank⸗ 
reich beſitzen, erſcheinen, aber derſelhe hat doch erlaubt, die einzelnen For 
mationen mit ziemlich zahlreichen Unter⸗Abtheilungen zur Darſtellung zu 
bringen. Es ſind im Ganzen folgende Abtheilungen darch Farben und 
Zeichen unterſchieden: Diluvium und Alluvium, in der Tertiär⸗Formation 
eine obere lacuſtre, eine mittlere marine und eine untere lacuſtre Abtheilung, 
in der Kreide⸗Formation eine obere und untere, dann die Wald-Bildunz, 
in der Jura⸗Formation vier Abtheilungen, die Trias⸗Formation ohne weitere 
Gliederung, in der Steinkohlen⸗Formation eine obere und eine untere Ab⸗ 
theilung. Die erſtere beſitzt in der Form des Culm, durch Posidonomya 
Becheri und andere Foſſilien deutlich alskſolcher bezeichnet, eine ausgedehnte 
Verbreitung im Süden des Landes. Als unterſte Abtheilungen ſind Devon, 
Silur, Cambriſch und Laurentiſch ohne weclere Gliederung unterſchieden. 
Nach dieſer Aufzählung fehlt in Portugal in der Reihe der Sedimentär- 
Fa e nur die permiſche oder Zechſtein⸗Formation. Bei den Eruptiv⸗ 

eſteinen find folgende Arten unterſchleden: Granit, Syenit, Foyait, Diorite 
nebſt Serpentinen und Euphotyden, Porphyre von Alentejo und Baſalte 
nebſt Trachyten. Endlich ſind auch noch mit beſonderen Farben bezeichnet 
ſtark metamorpboſirte paläozoiſche Geſteine mit halbkryſtalliniſchem Anſehen 
und weniger metamorphoſirte paläozoiſche Geſteine. Durch eine kurze Er⸗ 
läuterung zu der Karte in franzöſiſcher Sprache würden die Verfaſſer den 
Werth derſelben ſehr erhöhen und namentlich für Ausländer, für welche 
die portugieſiſche geologiſche Literatur nur ſchwer zugänglich iſt, würde eine 
ſolche als eine ſehr erwünſchte Zugabe erſcheinen. 

Derſelbe Vortragende legte ferner vor: Mittheilungen über die 
Gattung Elasmotherium, beſonders den Schädel der: 
ſelben, von J. 5 Brandt. Avec 6 planches lithogr. St. Péters- 
bourg. 1878. Der Inhalt * aus den Memoiren der Petersburger 
Akademie abgedruckten Schrift iſt als der wichtigſte Fortſchritt, den die 
Kenntniß der diluvialen Säugethiere in den letzten Jahren gemacht hat, 
zu bezeichnen. Es wird in derſelben ein faſt 115 vollſtändiger Schädel des Elas- 
motherium Fischeri, welcher 1877 15 Werſtſüdlich von Sarepta in der Wolga ge⸗ 
funden wurde, beſchrieben. Bisher kannte man von dem merkwürdigen Thiere nur 
ein Paar Unterkiefer und einige loſe Zähne. Erſt durch dieſen Schädel iſt 
es möglich geworden, von dem Bau des ganzen Thieres und ſeiner ſyſtema⸗ 
tiſchen Stellung eine genauere Vorstellung zu. gewinnen. Es war ein rieſen⸗ 

aftes, der Größe nach zwiſchen dem Khinoceros tichorhinus und dem 
lephas primigenius (Mammuth) in der Mitte ſtehendes Thier, welches mit 
den tichorhinen Nashörnern zunächſt verwandt iſt, aber durch gewiſſe Merk⸗ 
male und namentlich die vielfach gekrümmten Schmelzfalten der Backzähne 
auch an die Pferde erinnert. Der Schädel, obgleich in der Mehrzahl der 
erkmale mit denjenigen der tichorhinen Nashörner übereinſtimmend, er⸗ 
hält durch die faſt halbkugelige kuppelförmige Wölbung der Stirn, und die 
in Folge ſeitlicher Zuſammendrückung bewirkte ſtarke Verſchmälerung der 
nauze ein ganz eigenthümliches, von demjenigen der Nashörner ab⸗ 
weichendes Anſehen. Der große Stirnböder trug, nach feiner rauhen und 
runzeligen Oberflächenbeſchaffenheit zu ſchließen, wahrſcheinlich ein mächtiges, 
maſſives Horn. Ein ſehr kleines, warzenartiges Horn ſtand außerdem wahr⸗ 
ſcheinlich auf dem Endtheile der mäßig zugeſpitzten Naſenbeine. Brandt 
bildet ſchließlich nach der ſorgfältigen Beſchreibung und Vergleichung des 
Schädels für die Gattung eine eigene Subfamilie der Elasmotkerinae seu 
Hippodontinae, Es iſt als ein doppeltes Glück im Intereſſe der Willen: 
ſchaft zu preiſen, daß ein ſo wohl erhaltener, faſt ganz vollſtändiger Schädel 
entdeckt wurde und daß er auch gerade in die Hande desjenigen hochver⸗ 
dienten Forſchers gelangte, welcher vorzugsweiſe befähigt undwürdig war, 
den merkwürdigen Fund angemeſſen zu beſchreiben und ſeine Bedeutung in 
das richtige Licht zu ſtellen. 
Derſelbe Vortragende legte ferner eine Anzahl Verſteinerungen 
aus dem unter⸗devoniſchen Quarzite des Dürrberges bei 
Würbentha lin eſterreichiſch⸗Schleſien vor, von denen mehrere bisher nicht 
beobachtete Arten die ſchon früher ermittelte Altersgleichheit des Quarzus mit der 
Coblenzer Grauwacke am Rhein (vergl. Geologie von Oberſchleſien Bi 4—17) 
noch weiter beſtätigen. Als ſolche Arten ſind namentlich Chonetes 
sarcinulata und Reusselaeria strigieps zu nennen. Der Vortragende ber: 
dankt die are Verſteinerungen der gefälligen Mittheilung des Herrn 
Oberförſters A. Müller in Friedeberg, welchem das mineralogiſche Muſeum 
ſchon für verſchiedene andere werthvolle Zuſendungen zu Danke ver⸗ 
pflichtet iſt. 
Endlich legte derſelbe auch eine Anzahl mariner Conchylien aus dem 
Kohlengebirge von Königshütte in Oberſchleſien vor, welche ihm 
durch Herrn Berginſpector Dr. Kosmann in Königshütte zugeſendet worden 
waren. Herr Dr. Kosmann iſt durch feine ehr erfolgreichen Beobachtungen über 
das Vorkommen foſſtler Conchplien in dem dortigen Koblengebirge zu dem Er: 
TR gelangt, daß ſolche Conchylien in ſechs verſchiedenen Niveaus vor⸗ 
ommen (vergl. Zeitſchr. des oberſchleſ. Berg⸗ und hüttenmänn. Vereins, 
Jahrg. XVIII. Nr. 1) namlich: 8 . 
I) 2 M. unter dem Heintzmannflötz oder 68 M. über dem Sattelflötz 
990 907 in talkhaltigem Schieferthon: 
2) 9,10 M. über dem Sattelflöß (Gr. Lauragr.) im Brandſchiefer; 
3) I M. unter dem Sattelfl. (Gr. Lauragr.) grauer Schieferthon; 
4) von 18.30 M. unter dem Sattelflötz (Königs: und Gr. Lauragr.) in 
dolomitiſchen Kalten; 5 5 
M. unter dem Sattelflötz (Nönigsgr.) in grauem Schieferthon; 
6) 130 M. unter dem Sattelflötz (Königsgr.) in grauem Schieferthon von 
theils kalkhaltiger, theils kallfreier Beſchaffenheit. 
Von dieſen enthalten freilich nur die Schichten 3 und 4 marine Ver⸗ 
ſteinerungen in größerer Zahl und find deshalb die bemerkenswertheſten. 
In den anderen Niveaus kommen nur vereinzelte marine Conchylien, wie 


wefelvorkommens wurde von dem Vortragenden 


* * 


— — * —— 


namentlich Lingula mytiloides, oder ſolche, welche mehr auf bradifches 
8 deuten, wie Modiola Carlotae, vor. In jedem Falle iſt es rd 
alle ſolche Niveaus, in welchen beſtimmte tbieriſche Ueberreſte vorkommen, 
genau feitzuitellen, weil fie, abgeſehen von dem rein palaeontologiſchen In⸗ 
tereſſe, unter Umſtänden für die Orientirung in der Schichtenreihe des 
Kohlengebirges ſich werden benutzen laſſen. Grube. Roemer. 


; A Breslau, 19. Febr. [Thalia⸗Theater.] Das Thalia⸗Theater iſt, 
wie wir vernehmen, vorläuſig geſchloſſen worden doch iſt begründete Aus⸗ 
ſicht vorhanden, daß daſſelbe in nächſter Zeit unter Direction des Herrn 


— 


Feuchter wieder eröffnet werden wird. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Braunſchweig, 18. Febr. Das Regentſchaftsgeſetz iſt heute in 
den „Braunſchweigiſchen Anzeigen“ amtlich publieirt worden. Der 
preußiſche Geſandte, Prinz zu Yſenburg⸗Büdingen, iſt heute nach Olden⸗ 
burg zurückgereiſt. 

Wien, 18. Febr. Die „Wiener Zeitung“ veröffentlicht heute den 
zwiſchen Oeſterreich⸗Ungarn und Deutſchland abgeſchloſſenen Staats⸗ 
vertrag, betreffend die Aufhebung des Artikels V des Prager Friedens. 

Wien, 18. Febr. Meldungen der „Polit. Correſp.“ aus Kon⸗ 
ſtantinopel: Der Sultan hat das anläßlich der Regelung der Grenz⸗ 
fragen von dem Fürſten von Montenegro an ihn gerichtete Glück⸗ 
wunſchtelegramm in hoͤflicher und freundſchaftlicher Weiſe beantwortet. 
Ruſtem Paſcha wird ſich demnächſt nach Philippopel begeben, um ſich 
der internationalen Commiſſion vorzuſtellen. — Zwiſchen der Pforte 
und Samos droht ein Conflict auszubrechen; die conſtitutionelle Ver⸗ 
tretung hat die Abſetzung des Fürſten Photiades Bey beſchloſſen und 
die Pforte erſucht, einen neuen Fürſten zu ernennen. Die Pforte 
ſcheint indeſſen nicht geneigt, den Beſchluß der Nationalverfammlung 
von Samos anzuerkennen. 

Peſt, 18. Februar. Abgeordnetenhaus. Miniſterpräſident Tisza 
erklärte, daß er, nachdem beide Häufer des öſterreichiſchen Reichs⸗ 
rathes über den Berliner Vertrag verhandelt hätten, nunmehr eben⸗ 
falls bei der erſten ſich darbietenden Gelegenheit die Aufmerkſamkeit 
des Hauſes auf dieſen Gegenſtand lenken werde. 

Teplitz, 18. Febr. Die Stadtverordneten beſchloſſen, den In⸗ 
genieur Sigmundi von Peſt telegraphiſch in der Quellen⸗Angelegen⸗ 
heit zu berufen, bei der Regierung Schritte um Rückerſtattung der 
Koſten für die Wiederherſtellung der Quellen zu thun, mit einer ein⸗ 
fachen bürgerlichen Feier den Beginn der Quellenabteufung einzu⸗ 
leiten, in den Gotteshäuſern aller Confeſſionen eine religiöje Feier 
zu begehen und telegraphiich die Berghauptmannſchaft um Schutz der 
Süßwaſſerleitung zu erſuchen. — Der Ackerbauminiſter ſendete Pro⸗ 
feſſor Süß zur Unterſuchung des Thermenunglücks her. 

Paris, 18. Febr. Der ehemalige Finanzminiſter des Kaiſerreichs, 
Magne, it geſtorben. — Der „National“ meldet: Der Miniſter⸗ 
rath prüfte heute ſämmtliche ſchwebende Fragen. Waddington erklärte 
formell, daß er ſich der Verſetzung der Miniſter vom 16. Mai 1877 
in den Anklagezuſtand widerſetzen und daraus eine Vertrauensfrage 
machen würde. Der Miniſterrath genehmigte die Annullirung der 
Tagesordnung des Pariſer Municipalrathes, worin ſich dieſer das 
Recht vorbehielt, die Präfectur zu controliren. Der „National“ theilt 
eine Anzahl von Ernennungen mit, darunter Pottmann's zum Bot⸗ 
ſchafter in London. 

Paris, 18. Febr. Dem „Temps“ zufolge iſt die Regierung mit 
dem Entwurf der Amneſtie⸗Commiſſion vollkommen einverſtanden und 
würde die Amneſtie auch auf die an dem Inſurrectionsverſuch vom 
31. Oct. 1870 Betheiligten ausdehnen. Das „Journal des Débats“ 
meldet: Der Pariſer Municipalrath demiffionirte infolge der Annulli⸗ 
rung des Beſchluſſes über den Credit von 100,000 Fr. für die 
Amneſtirten. Die Municipalräthe von drei oder vier anderen großen 
Städten würden dem Beiſpiele folgen. 

London, 18. Febr. Oberhaus. Cranbrook antwortete Ripon, 
er ſei nicht informirt, daß Roberts die Annexion des Kurumthales⸗ 
proclamirte, die betreffende telegraphiſche Anfrage nach Indien ſei noch 
nicht beantwortet. 

Cairo, 18. Febr. Eine Anzahl von in Folge der Armeekoſten⸗ 
reduction verabſchiedeten Offiziere und Soldaten begaben ſich vor das 
Hotel des Finanzminiſters und verlangten den rückſtändigen Sold, in⸗ 
dem fie gegen die Einſchränkung des Effectivbeſtandes der Armee pro⸗ 
teſtirten. Die Menge drang in das Hotel ein und inſultirte Nubar 
und Wilſon. Bei der Ankunft der Truppen zogen ſich die Ruheſtörer 
zurück und zerſtreuten ſich. Mehrere derſelben wurden verhaftet. Der 
Khedive und die Conſuln waren während dieſes Vorganges im Finanz⸗ 
miniſterium. Das Juſtizminiſterium war ebenfalls von Aufrührern 
umzingelt, wurde aber von den Truppen entſetzt. 


(Aus Hirſch' telegraphiſchem Bureau.) 

London, 17. Februar. Die von dem engliſchen Delegirten der 
Commiſſion zur Reorganiſirung Oſtrumeliens der hieſigen Regierung 
übermittelten Berichte melden, daß die Arbeiten der Commiſſion durch 
die Haltung der ruſſiſchen Vertreter ſehr erſchwert werden. Mr. 
Smith, welcher mit der Finanz⸗Verwaltung Oſtrumeliens betraut 
iſt, erklärt in ſeinem Bericht, daß die ruſſiſchen Vertreter beſtrebt ſind, die 
Arbeiten der Commiſſion moͤglichſt zu hemmen und ſpeciell die Thätig⸗ 
keit der Finanzverwaltung zu erſchweren. Die Kaſſenbücher, ſowie die Re⸗ 
giſter, welche nach vielen Schwierigkeiten endlich der Commiſſion übergeben 
worden ſind, befinden ſich in einem ſo verworrenen Zuſtande, daß ſie als null 
betrachtet und von Neuem eingerichtet werden müſſen. Die Organi⸗ 
ſations⸗Commiſſion hat bis jetzt erſt 4 Capitel der Verwaltungsreform 
berathen und votirt, 10 weitere Capitel ſollen noch der Berathung 
unterzogen werden. Diefelben umfaſſen: die Art der Volksvertretung, 
die Finanzen, die Civilverwaltung, die Juſtiz, den Cultus, den öffent⸗ 
lichen Unterricht, die Miliz, die Polizei und Gendarmerie, das Regle⸗ 
ment für das Grundeigenthum und die Beſtimmungen für die 
Staatsbeamten. Ueber die officielle Sprache der Provinz, ſowie über 
die Verwendung der Miliz im Kriegsfalle ſind noch keine Entſchei⸗ 
dungen getroffen worden. 

Der engliſche Delegirte hat der Commiſſion einen Entwurf für 
die Deputirtenwahlen zur adminiſtrativen Aſſemblée vorgelegt. Nach 
denſelben ſollen die 14 neuen Diſtricte der Provinz je 2 Deputirte 
in die Verſammlung zur Verwaltung Oſtrumeliens entſenden. Außer 
dieſen 28 Deputirten wird die Commiſſion noch 24 von der Pforte 
erwählte Mitglieder zählen, welche die Intereſſen der Türkei wahrzu⸗ 
nehmen haben. 


Telegraphiſche Privat⸗Depeſchen der Breslauer Zeitung. _ 

Poſen, 19. Febr. Vorgeſtern hat ein großer Weichſel⸗Damm⸗ 
bruch 40 Werſt oberhalb Warſchau's ſtattgefunden; 40 Dörfer ſtehen 
unter Waſſer. a 


[Oberſchleſiſche Eiſenbahn.] In der geſtrigen Sitzung des Verwal⸗ 
tungsraths wurſſe außer der bereits gemeldeten Kündigung der öprocentigen 
Prioritäten behufs Conpertirung in 4 Kprocentige 50 beſchloſſen, von der 
auf den 28. März einzuberufenden außerordentlichen General⸗Verſammlung 
die Genehmigung zur Aufnahme einer neuen 4, procentigen Prioritats⸗ 
Anleihe im Betrage von 15,500,000 Mk. zur Beitreitung der Mehrausgaben 
für den Bau der Mittelwalder Bahn einzuholen. 


8 g 
y 2 27a " 
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Telegraphiſche Courſe und le RABEABIEN. 

(W. N, London, 18. Februar, Nachmitta 9 96%, Stal. 
Sproc. Rente 74%, Lombarden 5%, Sproc. Auen de 1871 83%, Sproc. 
Ruſſen de 1872 83%, Gore Rufien de 1873 83%, Silber —, Türtiſche 50 


— 


—, Spanier —, N. W., 2 er —, Berlin 20, 
„60, Frankfurt a. 60, Wien 11,92, Paris 25, 45, Petersburg 22%, 
s labdiscont 27, b Bankeinzablung — Pfd. St. 


—— — — Bahnen ziemlich feſt, nur Dux⸗Bodenbach und Vue Teplitz ſchwächer. Von 


7 de 1865 12%, 6proc. Türken de 1869 —, proc. Ver. Staaten per 4,155 bez., do. Papier⸗Dollars 755 bez., 6% New⸗York⸗City — bez. 
1882 106%, Silberrente —, Papierrente —, Un uper: Scabaumeilungen Yu Caen Boden min. — Paris, — Pai 4 3 ö 
Hamburg 3 Monat k. Pet., Poln. Vcc u. ver IR 75 Pf. Wa Peine Ruſſ.⸗ Gun co 


Gianbfürta. M., 18. Sarg ae 2b: 30 Min. „tögtat 3 
2 Lond W̃ „ 442. f — 5 ee ka 
ea N. be Beitvahn 29417 eee 143%. ler 1 gl f. 15 en 0 ade e 


— [Bei 191 Yn Franzoſen 5) 213. Lombarden ) 57%. Nordweſtbahn] minus — Pf. aris, Belgiſche minus — 2 el, Verl. Lſtr.⸗Obligat. 
98%. Silberrente 5471. Papierrente 54. Oeſterreich. Goldrente 10 20,405 bez. 1 ei i . 1 
1 , Reue ruftfäe Anleihe 874. 180er Roafe 110. 18640 e 1a i 
. Neue ruſſiſche Anleihe er Looſe r Looſe erlin, 18. Febr. roducten⸗Bericht. Das Wetter iſt regneri 

263, 00. Creditactien 198%. Oeſt. National-Bank 686, 50. Darmſtädter die Luft 1 das Barometer ſteht jeh tief. Die neuerdin > 
Yant 115%. Meininger Bank 72%. Heil. Ludwigsbabn 69. Un ee fteigerten Courſe aus 71 5 blieben heute doch nicht ohne Einfluß auf f 
Staatslooſe 152, 80. do. Schaganweiſungen 102. % Dy. Oſtbahn⸗Obliga⸗] die Haltung unſeres Marktes. Der Terminhandel in Roggen war zwar 
tionen II. 64%. Central⸗ Pacifte 108%. Reinsvanf 153. Reichs- Aulelbe nicht ſonderlich lebha 10 aber doch 9 er als geſtern und Verkäufer 


96%. II. Orientanleihe 56%. Discount — pCt. Feſt. b im Vortheil, auch loco konnte man bei ſchwachem Angebot 
Nach Schluß der Böͤrſe: „Krebiſgete 198%, Franzoſen 213, Lom⸗ feſtere i bee Weir durchſetzen. — Roggenmehl etwas höher. Nicht un⸗ 
barden —, Oeſterr. Goldrente —, Ungar. Goldrente —, Galizier —, — ſerbeblich hat Weizen ſich im Preiſe ge eſertz die Zurückhaltung der Ver⸗ 
Orientanleihe —, 1877er Ruſſen —. käufer war ſo groß, daß auch die geſteigerten Gebote den Handel wenig zu 
*) per medio reſp. per ultimo. beleben vermochten. — Hafer loco fortdauernd flau. Termine eher feſt. — 


Hamburg, 18. Februar, Nachmitt. [Getreidemarkt.] Weizen loco] Rüböl ſehr ſtill, aber etwas höher gehalten. — Petroleum nachgebend. 
ruhig, auf Termine beſſer. Roggen loco ſtill, auf Termine feſt. Weizen] Spiritus wenig verändert; anfänglich war die Stimmung matt, ſpäter etwas 
per April⸗Mai 176 Br., 175 Gd., per Mai⸗Juni 178 Br., 177 Gd. feſter, der Umag blieb be chränkt. 

Roggen per April⸗Mai 118 Br., 117 Gd., per Mai⸗Juni 119% Br., 118% Weizen loce 150—188 Mark pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, 
Gd. Hafer rubig. Gerſte ſtill. Rüböl ruhig, loco 58%, per Mai 5844. defecter weißer poln. — M. ab Bahn bez. er Februar — m. ber per 
Spiritus ſtill, per Februar 42% Br., per Maͤrz⸗April 42% Br., ber] April⸗Mai 174—174½ Mark bez., per Air unf 177—177 4 bez., per 
April⸗Mai 42% Br., per Mai⸗Juni 1274 Br. — Kaffee Ra Umfas | Juni-Juli 180-180, Mark 1 5 per Bu Auguſt — M. bez., per Sep⸗ 
gering. Petroleum behauptet, Standard white loce 9, 50 Br., 9, 40 Gd., tember⸗⸗October — t. bez. kündigt — Centner. Kündigungspreis — 
per Februar 9, 40 Gd., per März⸗April 9, 50 Gd. — Wetter: Trübe. Mark. — Roggen loco 112 ie 128 M. pro 1000 Kilo nach Qualität ges 

Liverpool, 18. Februar, Vormittags. [Baumwolle. | (Anfangsbericht.) 171555 ruſſ. 113—118 M., trockener ruſſiſcher — M., inländiſcher 120 — 
Muchmaßlicher Umſaß 6000 Ballen. Unverändert. Tagesimport 18,000 124 M. feiner inlandiſcher ru M. ab Bahn bez, Be Februar 1215 
Ballen, davon 17,000 Ballen amerikaniſche. bez. per er Ri 12114 M. bez., per April⸗Mai 121— 123 50 Hat 

Liverpool, 18. Februar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) bez., per uni 12 121% M M. bez., per Juni⸗Juli 122—123 M 
Umſatz 6000 ‚Ballen, davon für Speculation und Export 500 ale. per Juli⸗Auguſt 123—124 M. bez., per September⸗October 12572 0 
Amerihener e billigey, Per amerilaniſche März⸗April⸗Lieſerung 5 /,] Mark bez. Gekundi t — Er. Kündigungspreis — M. — Gerſte loco 105. 
Aprik⸗Mai⸗ Siterun 548 bis 183 M. nach Qualität gefordert. — Mais loco 117—122 M. nach 

Petersburg, 1 Februar, Radım. 5 Uhr. n Wechſel] Qualität gefordert, rumäniſcher 117Y—118 M. ab Bahn bez. — Hafer 
London 3M. 23, do. Hamburg 3 M. 195%, do. Amſterdam 1 M. , loco 95—133 M. pro 1000 Kilo nach Gualitat gef., oft und meinen er 
do. Paris 3 M. 241 70 ; Ruff Prämien⸗Anleihe de 1864 (get. 33%, 100—110 M. bez., ruſſiſcher 98—108 M. bez., pommerſcher 105—113 
do. de 1866 (geſt.) 2344, Aufl. Anl. de 1873 —, % Imperials 8, 58. bez., ſchleſiſcher 108 —118 M. bez., böhmiſcher 108—118 Mark, feiner weißer 
5 5 Ruſſiſche Eiſenbahnen 247%, Ruſſ. Vodenecre anbbriele 120%, e und mecklenburgiſcher 115—119 M. ab Bahn bet: ver; Der 

I. Orient⸗Anleihe 924. Privatviscont 44%, 1877er Ruſſen 138%. „ per 9 me —— 6. pr be 605 per Mai⸗Juni 116% 

0 0 A 18. Febr., Nachm. 5 Uhr, [Br n Talg ver Duni, u 118% M entner. udiee — N. 
loco 62, 50 eizen loco 15 50. Reggen loco 7, 50. Hafer locs 4, 60. Erb ſen: Kochwaare 1355 7 * 150 M, Futterwaare 115 ve 1 M. — 
panf loco —, —. Leinſaat ( Pud!] loco 15, 00. — Wetter: 2 Grad Kalte. Weigenmeht pro 100 Kilo Br. unperfteuet incl. Sack Nr. U: 24.00 bis 

Mancheſter, 18. Februar, Nachm. 12r Water Armitage 6%, 12r Water] 23,00 M., Nr. O und 1: 23,00 —22,00 M. bez. — Roggenmehl pro 100 
Taylor 7, 20r Water Micholls 7%, 30r Water Gidlow 8% „ 30er Water | Kilo Br. 1 inel. Sack Nr. 0 19,00 bis 17,50 M. bez., Nr. 0 
Clapton 8% , 40r Mule Mayoll 8, 40r Medio Wilkinſon 94, 36r Warp: und 1:17,25—16,25 M. — Roggenmehl pro 100 Kilo Br. Nr. 0 und 1: incl. 
cops Qualität Rowland 8%, 40r Double Weſton 9%, 60r Double Weiton | Sad per Bebruar 7 10 M. bez., per Februar⸗März 17,05 M. bez, per 
13, Printers %% % 8490. 87. — Rubig- März⸗April — wi 147 April⸗Mai 17,15 M. bez., per Mai⸗Jun 17,30 

Köni igsberg, 18. Febr., Nachm. 2 Abr. (Getreidemarkt Weizen] Mark bez., per Ani uli 
unverändert. Roggen unverändert, loco 121/122pfünd. 2000 Pfd. Zoll: | gungspreis_ — N 2 Rabel pro 100 Kilo loco mit Faß — M. obne 
gewicht 107, 50, pr. Frühjahr 111, 50, pr. 1 111, 50. — Gerſte hen 56,5 M. bez. per Februar 56,8—57,2 M. bez., per Mai un 1372 


ſtill. Hafer unverändert, loco pr. 2000 Pfd. Zollg. 102,00, pr. Frühj. 96,00. 


Weiße Erbſen pr. 2000 Pfd. Felgen Aue 51 Kochwaare 122, 50. bis 57,8 Mark bez, per September⸗October 59, 359,5 M. bez. Gekündigt 
Spiritus pr. 100 Ltr. 100 pCt. loco 52, 50, pr. Frühjahr 53, 25, pr. Mai⸗(— Er. Kündigungspreis — M. — Leinöl loco 58 M. — Petroleum 
Juni 54, 25. Wetter: Schnee. loco per 100 Kilo incl. Faß 21,4—21 M. bez., per Februar 20,8 M. bez., 


Danzig, 18. Februar. [Getreidemarkt.] Weizen feſt. Umfas| ver Februar⸗März 20,8 bez. ver März: oil 20,8 M. bez, per April⸗ 
450 To. unter pr. 2000 Pfund Zollgewicht 160, 00 bis 166, 00, hell-] Mai — M. bez., per September-Dctober 24 M. bez. Gekündigt — Ctr. 
bunter 170, 00 bis 177, 00, hochbunter und glaſig 176, 00 bis 189, 00, | Kündigungspreis — Mark. 

— © abfallend 158, 00, do. beſſerer 163, 0⁰ bis 172, 00, Spiritus loco ohne Nas 51,3—51,4 M. bez., per Februar 51—51,1 

April Mai 177, 00, pr. Mai-Juni 180, 00. Rog gen feſt, L20pfd. Mark bez., per Februar⸗ 93 SI —51,1 M. bez., per April⸗ Mai 52, 1-52,2 

2 pr. 2000 Pfund Zoll 5 inländischer 103, 00 bis 107,00 do. loco 79 5 Mark bez., per Mai⸗Juni 52 

ſiſcher 100, 00, per April⸗Mai 112, 00. Kleine Gerſte per 2000 Pfd. Mark bez., per Juli⸗Auguſt 54—54,½ M. bez. per August "September 54,6 

gewicht 110, 60. Große Gerſte pr. 2000 Pfd. Zollgewicht 120, 00. . bis 54,7 M. bez. Gekünd. 50,000 Liter. Kündigungspreis 51,2 Mark. 

ritus per 100 Ltr. 100 Net. loco 51,00, 
Peſt, 18. Februar, Vorm. 11 Uhr. er Weizen e Breslau, 19. Febr., 9% Uhr Vorm. Am heutigen Markte war die 

loco ruhiger, auf Termine ruhig, per 8 47 Gd., 8, 50 Br.] Stimmung für Getreide etwas feſter, bei mäßigem Angebot Preiſe unver⸗ 

— Hafer per Fradiggr 5, 27 Gd., 5, 32 Br. — Mais (Banat) per Früh: ändert. 

jabr 4, 86 Gd, 4, 88 Br. — Wetter: Schön. Weizen in ſehr feſter Haltung, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 13,20 
Paris, 18. Ride Nachm. [Productenmartt.) (Schlußberiät.)| bis 15,60—16,80 Mark, gelber 13,00—15,30 bis 16,20 Mark, feinſte Sorte 

5 7 5 feſt, per Februar 27, 00, per März⸗April 27, 25, per Mai⸗Juniſ über Notiz bezahlt. 

27, 50, vr. Mai⸗Auguſt 27, 50. Mehl feit, per Februar 58 75, per Marz] Roggen, feine Dualitäten mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. 10,30 bis 11,20 

April 59, 50, per Mai-Jumi 60, 25, per Mai⸗Auguſt 60,50. Nadöl rubig, bis 11,80 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

per Februar 83, 00, per März: Avril 83, 50, per Mai-Huguft 84, 50, per Ger ſte in 205 er ane, pr. 100 Kilogr. 11,50 bis 13,40 Mark, 

Aeon 80, 25 December > kin e weihend, per Februar 89, 75, per Mair weiße 13,30 —14 0 Bart 100 Kilogr. 9,40 — 10,00 — 10,60 bi 
ugu — Wetter: Schön afer ohne Aenderung, pr. gr. == 78 18 
Paris, 18 Februar, Nachmittags. Rohzucker ruhig, Nr. 10/13 pr. Fe⸗ 1200 . a ge; 

bruar pr. 100 Kilgr. 51, 25, Nr. 5,78 pr. Jebruar per 100 Klar. 57, 25.] Mais gut behauptet, pr. 100 Kilogr. 9,80 —10,50—10,80 Mark. 

Weißer Zucker feit, Nr. 3 per 100 Klgr. per Febr. 61, 25, per März: Abri Erbſen vernachläſſigt, pr. 100 Kilogr. 11,60—12,80—14,00—14,80 

61, 50, per Mai- Auguſt 62, 50. Marl, Victoria⸗ 14,80 —16,30—17,50 Mark. 

1 ‚Slesgm, 18. Sehr, Nachmittags. Roheiſen. Mixed numbres warrants Bohnen ohne Frage, pr. 100 aan: 15, . Mast. art 
a upinen ſchwach gefragt, pr. 1 r. e 7,50—7,80—8 a 
dis zerſchiffungen der letzten Woche betrugen 7200 Tons, gegen 6700 PR 2 30—7 80 Matz n 8 9 5 

Tons in derſelben Woche des vorigen Jahres. Wicken gut behauptet, pr. 100 Kilogr. 10,40—11,00—11,60 Mart. 
Antwerpen, 18. Februar, Nachmittags. [Getreidemarkt.] (Schluß⸗ Delfaaten ſchwacher angeboten. 

bericht.) eizen unverändert. Roggen behauptet. Hafer ſtill. Gerſte feſt. Schlaglein in feſter Stimmung. 

Antwerpen, 18. Februar, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum Pro 100 Rilogramm u netto in 2 und 1 
2 


Markt.] (Schluß bericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 23% bez. u. Br., Schlag⸗Leinfaat ei 
ver März 24 Br., per Art 24 Br., per September⸗December 26% Br. — ae 12 75 23 — 22 — 
Ruhig. Winterrübſenn . 24 25 22 50 421 50 

Bremen, 18. dee Nachmittags. . ruhig. (Schlußbericht.) Sommerrübſen . 24 50 8 21 50 
Standard white loco 9, 1 1 März 9, 35, per April 9, 40, per Mai 9, 50, Leindotter 19 50 18 50 17 50 


Rapskuchen ruhig, pr. 50 Kilogr. 6,30 —6,60 Mark. 

Leinkuchen ohne Aenderung, pr. 50 Kilogr. 8,10 —8,50 Mark. 

Kleeſamen ſtärker angeboten, rother nur feine Qualitäten preishaltend, 
pr. 50 Kilogr. 33 —36—40—43 Mark, — weißer ruhig, pr. 50 Kilogr. 
39—50—54—60 Mark, bochfeiner über Notiz. 

un oben 3 pr. 50 Kilogr. 15,50—18,50—20 Mark. 

Ze ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 24,00—26,00 

Mark, Roggen fein 18,50 —19,00 Mark, Hausbacken 17,50—18,50 Marl, 
Roggen-Futtermehl 8—9 Mark, Weizenkleie 7,00--7,50 Mark. 


per Auguſt⸗December 10, 2 


Berlin, 18. Februar. [Börje.] Die heutige Börſe bot wiederum das 
Bild der größten Geſchäftsloſigkeit dar, und jede Spur der lebhafteren Be⸗ 
wegung der Vorwoche iſt verſchwunden. Die Tendenz iſt im Allgemeinen 
eine jebr feſte, dieſelbe fand jedoch nur in dem faſt unverändert gebliebe⸗ 
nen Coursniveau Ausdruck, denn die Umſätze zeigten ſich von ſo minimaler 
Ausdehnung, daß nicht zu erkennen war, oh ein leitender Gedanke ihnen 
zu Grunde gelegen babe. Die Speculation hielt ſich auch heute ſehr reſer⸗ 
virt. Oeſterreichiſche Creditactien hatten etwas niedriger eingeſetzt, zogen 
ſpäter aber im Courſe an. In dieſem Effect fand ein reger Verkehr ſtatt. 
Franzoſen und Lombarden blieben dagegen ganz vernachläſſigt. der 


— 2,40—2,80 Mark pr. 50 Kilogr. 
oggenſtrob 16,50 —19,00 Mark pr. Schock & 600 Kilogr. 


den localen Speculationse ecten waren Laura⸗Actien n Es notirten 
Disc.⸗Comm. ult. 127% —%, Laurah. ult. 66—5 --6%. Ausl. 9 7 
een ich nurwenig am Geſchäftu. blieben ne unverändert. Rufj.5% 5% 

34% —%. Noten in regem Verkehr, per ult. 195%, per März 195% ac 
Preußiſche und andere deutſche Slaatspapiere unverändert ſtill. Ebenſo Luft 


Meteorologiſche Beobachtun 1 auf der königl. Univerſitäts⸗ 
Sternwarte zu Breslau. 


Februar 18., 19. e 3 U. N 970 U. AN, 5 U. 


waren auch Eiſenb.⸗Prioritäten gut behauptet, aber in ſchwachem Verkehr.] Jun ee = 3...°.02 480 100 m 
Auf dem enahaert kennen berrjchte eine feite Stimmung und haben and bei e 64 5 77 155 75 
dazu die Nachrichten über erneute Aufnahme der Ankaufsverhandlungen] Dun dated BR 56 pt. 86 pEt. 75 pCt. 
5 gem. 1 Sunbur re eg en zogen] Wind . W. 1 SW. 1. SW. 1 
ettiner, Anhalter und Hamburger an, Potsdamer waren ſchwächer, Ber: . lic. i 1 8 
giſche 77,25—75—70, Köln. 0450-75 „Rhein. 108,50 —40 et —90. Leichte Wie wollig. heiter. | bedeckt. 


Breslau, 19. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 60 Cm. U.⸗P. 1 M. 90 Em. 


Trieſt, 18. Febr. Der Lloyddampfer „Aquila imperiale“ iſt in der 
letzten acht mit der oſtindiſchen Ueberlandspoſt aus Alexandrien hier ein⸗ 


Bahnen 5 en etwas an, e feſt. Neu an den Markt kamen Ruſſ. 
Südweſtb.⸗A. zum Courſe von 57%. Von St.⸗Pr.⸗A.: Görl., Altenb. u. 
Halberit. bevorzugt. Bankactien ruhig, aber in Se r ie Deutſche 
Bank zu höherem Courſe begehrt, Meininger Hypothek beſſer, Preuß. pr 
credit anziehend Se Dise. erhöhte die Notiz um m. 3. Brüfl. B. ging 
ſteigendem Courſe um, Börſenhandelsverein, Berg.⸗M. B., Poſ. Mido gaben 
kamen ebenfalls höher zur 6. 9 Gothaer Grundcredit (alte und junge), 
Berl. Caſſenverein, uch al ank und Hannov. Bank weichend. Indu⸗ 
. deten, ſich ſtill, aber eher feſt. er sogen im 
Courſe an. dmiralsgarten kam höher zur Notiz. Schering Chemiſche 
Fabrik und em Leopoldshall beliebt und ſteigend. 1 8 Eiſenbahn⸗ 
bedarf höher. Montanwerthe gut behauptet. Zu höherem Courſe wurden 
geh ehandelt: Hörder, Harkort, Louiſe Tiefbau, Vorwärtshütte und Hibernia. 
m kamen zur Notiz Geljenlichen, König Wilhelm, Phönix A, Kölner 
ergwer 
Um 2% Uhr: Feſt. Credit 398,50, Lombarden 116,—, Franzoſen 427,—, 
Neicabart 152,90, Disc⸗Commanzit 127,50, Laurahütte 65,75, Türken 
12,80, ale 75,20, Oeſterr. Goldrente 64,90, Ungariſche Goldrente 
8 eſterr. 9 54, 9 Be 53,90, 7 775 ie 84,40, 
Köln-Mindener vr. beiniſche ergiſche 75 umänen 
28,25, Nuſſiſche Noten 195,50, Orient 00 h 
Co e (Sourfe nur für Poſten) Deſterreich. Silberrent.⸗Cp. 173,10 
55 6» Eiſenb.⸗Coup. 173,10 bez., do. Papier in Wien zablb. min. 
Pf. k. Wien, Amerikan. Gold⸗Dollar⸗Bends 4,16 bez., do. Prioritäten 


Wir ſind mit einem Transport von 42 
guten galiziſchen er re Heit- u. Arbeits⸗ 
Pferden angelangt und ſtehen dieſe im Gaſt⸗ 
aße des Herrn Marcus Händler, am Bahn: 

bis zum 26. d. . zur 1 Anſcch 5 und 
zum Verkauf. 6571 

Gleiwitz, den a . 1879. 

Inger & Hecht. 


Die ea g meiner 1272 findet Ein Grundſtück 


Donnerstag früh 10 Uhr (neu gebaut) in einer 17157 Gar⸗ 
Trauerhaus: Tauenzienſtr. Nr. 73. eee oeent le eit Ne 

e * 5 

Victor Freund. findet, auch zu jedem 1 Geſchäft 

Aube iſt Familienverhaltniſſe halber 


unter ſehr günſti re e ungen zu 
Dr. Hönig’s Klinik lege An KR Thlr. 


für Hautkranke eto. 12095] Näheres unter A. B. . 25 voftlag. 
Breslau, Gartenstrasse 460. ] Brieg bei Breslau. [27 


er und berl. min. 75 Hi 
n 


ber. —,— bez., Ruſſ. Zoll 20,545 bez., Bir Rufen —— Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stei 
Staatsbahn Son bez, Ruf Boden, edit I bes, Wurden, Wien Druck ven Graß, dar 1. Comp. (. Fabric in Breslau. 


